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Beschluss des ZK vom 12. März 1983
Mit der Veröffentlichung der Thesen in der Partei ist die Di-skus-
sion für den 6. Kongress der SAP eröffnet. Jedes Mitglied und
jede/r Kandidatlin haben das Recht Beiträge für die Diskussion
zu schreiben, die im internen Bulletin veröffentlicht werden.
Die provisorische Tagesordnung wurde durch das ZK folgendermassen
festgelegt:
1. Thesen
2. Aktionsprogramm
3. Immigration
4. Verwurzelung
5. Jugendarbeit
Der Kongress ist auf den LO./1I. September festgelegt worden.

Unterzeichner der Thesen
Meyer /BE, Zenger fBE, Ri-viere /Gf, Anne /Gf, Sil-vie /Gf, Borgeaud
/Gf , Valloton,/LS, Rouge /LS, stadler /otten, Huber'/zH, Bergmann

/ztl, Meylan /ZH, Kunz fZH, Brand /ZH, Fanconi /ZH, Peri /LS,
Chenaus /FR, Girardet /FR
Diese Genossinnen und Genossen unterschreiben die allgemeine
Linie des Textes.
Studer /BS, Ritschard /BS unterschreiben die allgemeine Linie
des Textes mit Ausnahme des Punktes G, den sie noch näher disku*
tieren wolfen.



A. Die internationale Situation

l-. Der Kapitali.smus ist in den SOer Jahren in eine schwere Krise eingetreten. Di-e

langfristige AbwärtswelIe, die Ende der 60er, Anfang der TOer Jahre einsetzte
und die das Durchsetzen des Fa]ls der Profitrate bedeutet, kornbinierte sich mit einer
konjunkturellen Rezession, die mehr oder weniger gleichzeitig a1le kapitalistischen
Länder traf. Neben einer allgemeinen Ueberproduktion und ihren direkten Folgen waren
diese Gesellschaften mit einer trotz Rezession andauernden Inflation und vor allem
mit einem Zerfafl des Kreditsystems konfrontiert.
Die hervorstechendste und für die Massen bedeutendste Entwickfung ist das AnschweLlen
der Arbej-tslosigkeit. Auf einem Arbeitslosensockel, der von der Rezession 74/75 herdau-
ert, hat sich die Unterbeschäftigung noch ei-nmal vergrössert. Selbst in Ländern, in
denen die Vollbeschäftigung immer noch zu den allgemei-n propagierten Postulaten gehört'
wie die BRD, besteht heute eine Arbei-tslosigkeit von 2,5 Millionen. Auch der "American
way of 1ife" hat mit mehr als 10% Arbeitslosen und der Existenz von grossen Armutsschich-
ten in den städtischen Industriezentren an Attraktivität verloren.
Zwar ist es wahrsheinlich aber nicht sicher, dass es in den kommenden 2 Jahren zu
a';inem l-eichten Wirtschaftsaufschwung kommt.Das bedeutet aber keinesweg, dass die Arbeits-
losigkeit dadurch aufgesogen wj-rd, es ist nicht einmal mit einem merkJichen Rückgang

zu rechnen. Die Rezession der SOer Jahre hat noch nicht zu einer vollständigen Umstruktu-
rierung des Kapitals geführt (Zerstörung eines grossen Teiles von Kapital und Verteilung
des gesamten Mehrwerts auf weniger Kapitalien) und auch das Kräfteverhäftni.s zwischen
Kapital und Arbeit nicht grundsätzlich umgekehrt. Beides wäre aber notwendig um ej-nen

langfristigen l,t/iederaufschwung einzuleiten.
In den vom Imperiali-smus abhängigen Ländern der 3. Welt führte die Krise zu einer
Katastrophe, die zusätzlich Millionen von Menschenleben vernichtet oder bedroht. Zur
Arbeitslosigkeit und zu den Folgen der Umstrukturierung der grossen Trusts kommt die
diesen L2indern vom Weltwährungsfonds auferlegte Sparpolitik, um so einen Kreditzusammen-
bruch zu verhindern. Der schweizerische Imperialismus beteiligt sich an vorderster
Front an dieser Politik.
Gleichzeit;-g zu dieser Wel-tkrise des Kapitalismus befinden sich auch die nichtkapitalis-
tischen, bürokratisierten Arbeiterstaaten Osteuropas in ei-ner tiefen Krise. Nur be-
schränkt ist diese Krise auch Ergebnis der Verbindung mit der kapitali-stischen 1ile1twirt-
schaft. Im \r,/esentlichen ist aber das stalinistische Entwicklungsmodell des Wachstums

--:nter Ausschaltung der Massen i-n sein Endstadium gelangt. Das Erscheinungsbild di-eser
Krise zeigt auch die andere soziafe Natur dieser Gesellschaften. Im Gegensatz zur
kapitalistischen Ueberproduktionskrise handelt es sich dort um eine regelrechte Unter-
produktion. Der ZerfaII des bürokratischen Planungssystems, der in Pol-en offen sichtbar
wurde, hat mit Unterschieden bereits auch die Mehrheit der andern bürokratisierten
Arbeiterstaaten Europas befallen und zeigt auch in der VR-Chlna seine Spuren.

2. Die Politik des Imperialismus verschärft in allen Teilen der l,t/elt die Auswirkung
der Krise. Mit dem Diktat des ü/ährungsfonds wird das Massenelend in der 3. \,tielt

massiv verstärkt. Auch gegenüber den bürokratisierten Arbeiterstaaten sind die Kapitalis-
ten kaum rnehr berei-t, mit grossen Krediten und einer Ankurbelung des Osthandels einzu-
springen.
Hauptmerkmal- der imperialistischen Politi-k ist heute der Versuch, auf affen Ebenen

in die Offensive zu gehen, um so die eigene Handlungsfähigkeit wieder voll zurückzugewin-
nen und aus der Patt-Situation gegenüber der ArbeiterkJasse auszubrechen. Diese Offensive
drückt sich aus in einer nassiven Aufrüstungspolitik - eurostrategische l,tiaffen, MX,

aber auch der Ausbau der traditionell-en Armeen mit Einsatztruppen. ZieI dieser Politi-k
ist einerseits die Erhöhung der Spannung und damit die Einschränkung des Operationsfeldes
der Arbeiterstaaten. Die "Koexistenz" mit den bürokratisierten Arbeiterstaaten soll
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nicht aufgegeben, aber die Auswirkung der Existenz dieser Staaten auf die Befreiungsbewe-
gungen in der 3. lt/el-t so1l vermindert werden.
Hauptziel der Offensive ist, die dlrekte militärische Intervention in poliiischen
Krisenherden zu ermöglichen. Nach den Niederlagen des Imperialismus in Nikaragua
und im Iran hat sich bei der Niederlage der PLO in Beirut i.m Sommer 82 gezeigt, wie
diese Offensive aussehen wird. Solche Schläge werden auch in Zentralamerika und an

andern neuralgischen Punkten der I,tielt vorbereitet.
Die Krise und die verschärfte Interventionsbereitschaft des Imperialismus verändern
auch den Rahmen, worin die Bourgeoisie der Halbkolonien ihre Politik ausrichtet. Der
Spielraum für eine Kanalisierung der Massen mit oekonomischen Zugeständnissen i.st
entscheidend verkleinert worden. Gleichzeitig können die betroffenen Regimes aber
in direkten Konfrontationen mit den Massen mi-t einer verstärkten militärischen und
politischen Unterstützung durch den Imperialismus rechnen
Innerhalb der imperial-istischen Länder selbst versucht das Bürgertum, seine Angriffspoli-
tik zum Tragen zu bringen. Deffationäre Politik durch massiven Sozialabbau, staatJiche
Förderung der Umstrukturierung des Kapitals und massive direkte Angriffe auf die Lohnab-
hängigen werden in die l,tiege geleitet. Diese Politik setzt sich nicht nur zum ZieI
alle sozialen Errungenschaften der Nachkriegszeit anzugreifen, sondern auch absichtl-icl\
eine ständige Arbeitslosenarmee zu schaffen. Diese Neuausrichtung wird kornbi-niert
mit einer scharfen ideologischen antikommunistischen Kampagne

Auch wenn sich die Mehrheit des internationalen Bürgertums an dieser Offensive beteiligt
und ideologisch und mi-1itärlsch geschlossener erschelnen kann als in den 6Oer und
TOer Jahr.en, so heisst das nicht, dass der Imperialismus seine Führungskrise überwunden
hat. Die Verschärfung der Krise schafft neue Probleme innerhafb der hemschenden Klasse.
Teile des Bürgertums wehren sich gegen eine deflationäre Politik, der internationale
Handef wird mehr und mehr vom Protektionismus bedroht. Dazu kommt, dass die Konfrontation
mit der Arbeiterbewegung die herrschende Klasse in einigen Ländern zu Zugeständnissen
zwingt.

3. Die traditionellen Führungen der Arbeiterbewegung arbeiten in dieser Situation
dem Imperialismus in die Hände. Die Führung der UdSSR erklärt offen ihre Bereltschaft'

dem Imperi-al isrnus in "seiner" V/elt freie Hand zu lassen, wenn er sie bei der
Aufrechterhaltung ihrer bürokratischen Macht in Europa nicht stört. Ihre offene Verrats--
Politik gegenüber der PLO und ihre Passivltät gegenüber der Revolution in Zentral-Amer\-
zeigen ihre Bereitschaft,weiterhin im Namen der "friedlichen Koexistenzrtmit dem Imperia-
lismus zu kollaborieren. Gleichzeitig trägt die Kremf-Bürokratie die Verantwortung
für die militärische Niederschlagung der wichtigsten osteuropäischen Arbeiterbewegung
seit dem 2. l,t/eltkrieg, der polnischen Solidarnosc.
Die Kommunistischen Parteien \,r/esteuropas verfolgen affe eine Politik der Kollaboratlon
mit dem "eigenen" Bürgertum, ungeachtet dessen, ob sie eurokommunistisch oder traditio-
nel-l- stalinistisch sind. Sowohl die stalinistische KP Portugafs wie auch die eurokommuni-
sti.sche KP ltal-iens wenden sich nicht grundsätzlich gegen die Sparpolitik des Bürgertums.
Ihre Opposition beschränkt sich rei-n auf quantitative Aspekte, wieviel Sparen den

Massen zumutbar ist, ohne dass es zur Massenexplosion kommt" In der Friedensbewegung
operieren diese Parteien in einer Art und lt/eise, dass die Selbsttätigkeit der Massen

eingeschränkt wird und auf Verhandlungs- und parlamentarische Schritte kanafisiert
wird. Durch i-hre traditionel-l starken organisatorischen Verbindungen mit entscheidenden
Sektoren der Arbeiterklasse werden diese Parteien aber einem verstärkten Druck aus-
gesetzt, wenn die Arbeiterklasse in Aktion tritt.
An der Spitze der Kol-laboration mit dem Bürgertum steht in vielen Ländern die Sozialdemo-
kratie. Nicht nur, dass sie i-n Europa, wo sie in der Regierung sitzt, selbst eine
defl-ati-onäre Pol-itik betreibt, sondern auch in der internatlonalen Politik unterstützt
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si-e die imperialistische Offensive. So war es die SPD-Regierung der BRD, die den NATO--
Doppelbeschluss aus der Taufe hob, die SP-Regierung Frankreichs gehört zu den schärfsten
Befürwortern der eurostrategischen l,t/affen. In Zentralamerika versucht die SI den FSLN

zu spalten und den FMLN in das bestehende System zu integrieren.
Die [iahlerfolge dieser Parteien in einigen europäischen Ländern (Frankreich, Griechen]-and
und Spanien) sind kaum al-s Zustimmung der Massen zur SP-Politi-k mit ihren Konsequenzen
zu bewerten. Sie zeigen aber ganz deutl-ich die Schwierigkeiten, vor denen heute die
Arbeiterkl-asse und ihre Vorhut in der Abwehr des bürgerlichen Angriffs stehen. Es
wird nach einer Lösung der Krise unabhängig vom Bürgertum gesucht, dabei ist aber
die kämpferische Vorhut politisch und organisatorisch noch zu schwach, um auch gesamt-
politisch und nicht nur i.n Tageskämpfen ihre Lösung durchzusetzen. t{egen der Krise
des Stafinismus gewinnen die Sozialdemokraten in einigen Ländern in solchen Fällen
an Gewicht. Sie verfügen aber nicht über die gleichen politischen und organisationellen
Kontrollmöglichkeiten über die Massen, die den traditionellen KPs zur Verfügung standen.
Dies bedeutet, dass sie Massenaufschwünge weniger gut in den Griff bekommen können.
Es bedeutet aber auch, dass sich ei-ne langsam wachsende Arbei-ter-Opposition gegen

jhre Politik in der eigenen Anhängerschaft vief schwerer artikufieren und organisieren
,iann, und damit die Gefahr der Demoralisierung besonders gross ist.

4. Die Arbeiterbewegung steht international in einer wichtigen Bewährungsprobe. Trotz
der ersten Schläge, die sie einstecken musste (wiederlage der PLO, Anwachsen der

Massenarbeitslosigkeit, Verstärkung des Massenelends in der 3. V/elt), sind die lt/ider-
standskräfte, die sie in den letzten Jahren gesammelt hat, ungebrochen und der Kampfgeist
intakt. Dies führt gegenüber der imperialistischen Offensive zu einer Patt-Situation.
Um diese Pattsituation zu gunsten der Arbeiter und armen Bauern zu kippen, braucht

- eine Weiterführung und Verstärkung des Massenwiderstandes an alJen Fronten des An-
griffs. In dem Rahmen ist auch die l,tjeiterentwickl-ung der Friedenbewegung entscheidend.
- Gleichzeitig ist aber ein Ausweg aus der Patt-Situation für di-e Arbeiterbewegung
nur möglich, wenn sich eine neue breite Vorhut herausbi-ldet, die die Abwehrkämpfe
in eine gesamtpolitische Offensive überleiten kann. Nur so kann verhindert werden,
dass sich die Kräfte der Arbeiterbewegung in sich andauernd wiederholenden Abwehrschlach-
ten langsam aufreiben und ermüden.
In Latein-Amerika breitet sich eine \diderstandsbewegung aus. Die Arbeiterklasse spielt

-1arin eine immer wichti-gere Rolle. In Zentralamerika steht sie in der Entscheidungs-
schlacht mi-t dem Imperialismus und rnit dem Kapitalismus. Dabei hat sich auch eine
Führung herausgebildet, die berei-t ist, diesen Kampf revolutionär zu Ende zu führen.
Diese Entwicklung ermöglicht es der Revolution in Cuba und in Nikaragua, ihre Isolation
zu durchbrechen. Dadurch würde ihre materielle Abhängigkeit von den bürokratisierten

Arbeiterstaaten poli-tisch weniger auf ihnen lasten. Die mögliche Ausweitung des revofu-
tionären Prozesses in dieser Region verschärft aber auch die Gefahr einer breiten
militärischen Konfrontation mit dem fmperialismus selbst.
Im Nahen Osten hat die V/iderstandsbewegung einige schwere Niederlagen erfitten. Der
Rückzug der PLO aus Beirut, die Kanalisierung der iranischen Revolution durch den
Klerus und die mit ihm verbundenen Teile der Bourgeoisie und die Fol-gen des iranisch--
irakischen Krieges haben es dem fmperialismus erlaubt, die Offensj-ve ein Stück vorwärts
zu tragen..Der Druck auf die Massen zu resignieren verstärkt sich.
Am deutlichsten ausgeprägt ist die Patt-Situation in den imperialistischen Ländern
Europas. So verschiedene Entwicklungen wie der heisse l,tlinter ln Italien 1983 oder
die Gewerkschaftskämpfe und die Friedensbewegung in der BRD zeigen aber, dass die
Situation keineswegs stabil ist und die Massenkämpfe weitergehen. Die Schichten, die
diese Kämpfe führen haben ein grosses Gewicht in den täglichen Kämpfen und Auseinander-
setzungen aber noch wenig Einfluss für ei-ne gesamtpolitische Alternative.
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Für uns in der Schweiz ist von besonderer Bedeutung, dass die ArbeiterkJasse selbst
in Ländern, mit denen unser Land oft verglichen wird (Schweden und die BRD) in Bewegung
geraten ist und selbst gegen den lriiderstand der gewerkschaftlich-sozialdemokratischen
Führung vorwärts drängt.
Die Niederlage der polnischen Arbeiterbewegung in ihrem Kampf gegen die Bürokratie
bringt die Arbeiterbewegung in diesem tand und in Osteuropa keineswegs zum Verschwi-nden"
Ihre Zurückdrängung schiebt aber die Lösung der Krise um Jahre hinaus. Diese Krise
lastet auch auf der gesamten europäischen Arbeiterbewegung" Die Unfähigkeit der Bürokra-
tie, die Krise der Gesellschaft zu lösen, diskredltiert nach wie vor bei Millionen
von Arbeitern/innen eine Lösung, die mit dem Kapitalismus bricht.

Die Auseinandersetzungen, die auf die Arbeiterbewegung und auf die ganze Gesellschaft
in den kommenden Jahren zukommen, werden die Bedeutung der Arbeiterklasse, ihrer Einheit
und ihrer Fähigkeit, sich international und national- mit den armen Bauern zu verbünden,
aktualisieren. Der Aufbau einer internationalen revolutionären Arbeiterpartei, der
4. International-e, wird in dieser Situation drlngender denn je.
Di-e Härte des Angriffs kann nur mit der Kraft der gesamten Arbeiterklasse und a1l <\\
ihrer Verbündeten und kaum nur mit Teilbeu/egungen gebrochen werden. Auf keinen Fall \'
können die Schwierigkeiten bei der Sammlung dieser Kraft der Arbeiterklasse durch
andere Schichten oder nur durch isol-ierte Einzelteile des Proletariats, z,B. die Jugend
oder elne oekologistische Strömung allein gelöst werden"
Aus den gegenwärtigen Schwierigkeiten und den Rückschtägen infolge der reformistischen
Politik, die die Arbeiterklasse gegenwärtig hat, zu schliessen, dass damit die sozial-is-
tischen Ztele nicht mehr aktuell sind oder durch andere Kräfte erreicht werden können,
heisst, die Augen verschliessen vor den Problemen, die auf uns zukommen und die bereits
gegenwärtig die Mehrheit der Menschheit in die Katastrophe stürzen.

B. Die Krise r:nd die bürgerlict-re Politik in der Schweiz

5. Mit Verspätung hat sich die Rezession auch in der Schweiz Ende 1982 durchgesetzt.
Die Rezession hat die tiefe Umstrukturierung, die in der Schweiz seit Beginn des wirt-
schaftlichen Abschwungs seit Anfang der TOer Jahre stattfindet, offen sichtbar gemacht.
AuffaLlendstes Merkmal in dieser Entwicklung ist der massive Aufschwung der Schweizer
Banken und Versicherungen, sowohl national wie auch internationaf. Der Rückgang der -
Profitrate legt riesige Summen von Kapital für die Spekulation und das internatlonale
Kreditgeschäft frei, das jetzt über die Banken fliesst.
Schwache Branchen, wie die Uhrenindustrie, sind in der Rezession regelrecht zusammen-
gebrochen "

Starke Branchen, vor al-lem die MetalJ- und Maschinenindustrj-e und die chemische Indu-
strie, konnten in der Umstrukturierungsphase seit 1974 ihre Stellung auf dem l,r/eltmarkt
sogar noch verbessern. Die chemische Industrie wurde nicht einmaf von der Rezession
betroffen.
D_lg Meta1i- qlq_IqqgE {"dr -Fp*<3_e.!gfgggl!g,_49-7e_üJ.,
Exporte-und 14 % der Erwerbstätigen ausmacht, konnte ihre Ste1lq!g.-"_A!r-!."_dp_m--WeJ*tmar.-kt
seit den TOer Jahren noch verbessern. 1980 erreiötrte sl.ä 4,1 % des Gesamtwertes afler

r.G1eichzeitighatderAntei1derExportaufträge
an der Gesamtproduktion von 1973 55% bis l-981 auf 66% zugenommen. Ihre al-lgemeine
Konkurrenzflihigkeit hat sich in dieser Zeit verbesser. Bezüglich der Entwicklung der
Lohnstückkosten (Lohnkosten pro geleistete Arbeit) ist sie mi-t der I,r/achstumsrate von
78 bi-s 80 an die zweitletzte Stelle in Europa (Oesterreich an letzter Stefle) gerutscht
(Ifo, Institut für l,r/irtschaftsforschung München,3536/1980). Dle Rezession brachte
ab Ende 1982 einen realen Einbruch. Dadurch hat sich auch in dieser Branche die Um-
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strukturierung noch beschleunigt. Nachdem in den 6Oer und TOer Jahren die grossen
Trusts eine Reihe von kleineren Betrieben übernommen oder als Zufieferer angezogen
haben, werden jetzt vi-ele dieser Aussenstationen abgebaut. Kleinere Betriebe konnten
sich lange der Umstrukturierung widersetzen dank grossem Eigenkapital. Im Moment,
wo sie auf Fremdfi-nanzierung angewiesen sind - was mehr und mehr geschleht - werden
sj-e in die Umstrukturierung einbezogen.
Die weltweite Investitionsflaute und di-e international verstärkte Tendenz zum Protektio-
nismus beschfeunigen diese Umstrukturierung noch, was bis 1n die grossen Trusts hinein
Auswirkungen hat und haben wird.
Di-e einschneldenste Auswirkung dieser Entwicklung ist das Entstehen von verschiedenen
ausgeprägten Regionalkrisen, im Seeland-Jura, im Kanton V/aadt, im Tessi-n und beschränkt
im Kanton Genf.
Gleichzeitig ist es den Unternehmern auch gelungen, den Lohndruck zu brechen, der
durch die Austrocknung des Arbeitsmarktes bestand. Seit der Rezession von L974/5 gingen
die effektiven Löhne um ca 7% zurück. Die Folgen der Rezession von 82/83 und die fast
generell erfolgte Nichtgewährung des dem Index entsprechenden Teuerungsausgleichs
werden diesen Lohnrückgang noch verstärken.']:-t a"" erneuten Rezessi-on ist in der Schweiz auch zum ersten Ma1 eine Arbeitslosigkeit
entstanden, die kaum zum Verschwinden gebracht werden kann wie nach 74/75. Auch wenn

erneut die Frauen und die Immigranten Hauptopfer davon sind, so ist das Polster erheblich
geringer geworden, mit dem die Arbeltsfosi-gkeit unsichtbar gemacht werden kann. Dazu
kommt noch, dass die Rezession nicht hauptsächlich eine Branche trifft, wie 1974/75
die Bauindustrie, wo einfach durch Abschieben der Immigranten die Arbeitslosigkeit
verdeckt werden kann. Dle Umstrukturierung erfasst heute Sektoren, wo Immigranten
ni-cht einfach durch Schweizer kurzfristig ersetzt werden können, wie die Metal1-,
Maschinen- und die Uhrenindustrie.
Auch bei einem leichten V/iederaufschwung ist darum nicht mit ei-nem Verschwinden der
Arbeitslosigkeit zu rechnen. Jede weitere Umstrukturierung.und Einführung neuer Technolo-
gie, was für den ErfoJg des schweizeri-schen Kapitals auf dem Weltrnarkt entscheidend
ist, werden neue Schichten von Lohnabhängigen aus ihren angestammten Arbeitsplätzen
verdrängen.
Im Ausbil-dungssektor wird diese Entwicklung grosse Folgen haben. Di-e Lehrstellen in
den Grossbetrieben werden noch abnehmen und damlt die Schwierigkeit eine qualifizi-erte
Lehrstelle zu finden noch grösser. Das führt dazu, dass Lehrabgänger sehr schnell-

Jen Beruf wechseln müssen oder arbeitslos werden. Zusammen mit der Umstrukturierung
rnfolge neuer Technologien wird das auch das Problem der Umschufung ins Zentrum rücken.

6. Die politische Offensive des Bürgertums hat sich auf allen Ebenen verschärft. Das

Bürgertum und die Unternehmer sind sich voll bewusst, dass sie nicht einfach mit
konjunkturellen Probfemen, sondern rnit einer generellen Verschärfung der internationafen
kapitalistischen Konkurrenz konfrontiert sind.
Das führt auch dazu, dass j-n vielen Berei-chen des gesellschaftlichen Lebens, wo sich
die Krise äussert, das Bürgertum mit einer härteren Politik dle Auseinandersetzung
verschärft:
-In den Auselnandersetzungen über die Gesamtarbeitsverträge werden a1le "Automatismen,
wie jedesmaf mehr Lohn, Teuerungsausgleich, Arbeitszeitverkürzung usw, gebrochen.
Die Unternehmer versuchen sogar, in einzelnen Bereichen die Gewerkschaften zur Akzepti-e-
rung von Abstrichen zu bringen.
- Die Rechte der Frauen werden wieder eingeschränkt (Versuch, die Abtreibung ei-nzu-
schränken, Frauen aus dem Arbeitsmarkt zu verdrängen).
- In der Umweltschutzfrage, bezügli-ch der AKV/ wird eine härtere Gangart eingelegt.
- In der in den wichtigsten Städten katastrophalen Wohnungsfrage wird nichts unternommen
was in Rlchtung einer stabilen Lösung zugunsten der Mieter geht. Wenn Härten gemildert
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$/erden, dann nur durch eine Finanzierung der Bodenbesitzer und Vermieter, die damit
verzichten können, die Mieter noch stärker anzugreifen.
- In Schulen, Universitäten und in der Armee wird eine härtere Diszi-plinierungspolitik
verfolgt.
- In der Frage der Berufsbildung und der Umschulung wird den Unternehmern vollständig
freie Hand gelassen, was verstärkt zu offen sichtbaren Engpässen führt.
- Die demokratischen Rechte und ihre Ausübung werden weiterhin eingeschränkt und der
Repressionsapparat aufgerüstet (StcB-Revision, KIS, PISA, Polizeigesetze und Polizeikon-
kordate ) .
Auch in der 1,{irtschafts- und Sozial-po11tik erfolgt diese Verschärfung. Die Umstellung
begann bereits in den TOer Jahren. Nach und nach wurde von einem rrMehr Einnahmen"
auf ein "Weniger Ausgaben" umgeschwenkt.
Diese Politik konnte sich aber nicht sofort durchsetzen:
- Die Mehrhelt der bürgerlichen Politiker in Bund, Kantonen und Gemeinden waren noch

an die Reformpolitik der 6oer Jahre gewöhnt und hatten auch eine dementsprechende
Basis.
- Im Bürgertum selbst gab es breite Kreise, die sich einer staatlich geförderten Um-

strukturierungspolitik widersetzen konnten dank billigen ausländischen Arbeitskräften i
und grossen eigenen Reserven.
- In der Bevölkerung herrschte noch weitgehend eine Reformeuphorie, die sich bei einern

zu schnellen Kurswechsel in Oppositionen alfer Art - von ausserparlamentarischen Bewegun-

gen bis zu einer elektorafen Stärkung der SPS - ausdrücken konnte.
Mit der erneuten Rezession und der Gewöhnung der Unternehmer und der Einschüchterung
von brei.testen Kreisen der Bevölkerung durch die Tatsache, dass es sich nicht nur
um einen kleinen Unterbruch des Wachstums handelt, si-nd die Bedingungen für die Verschär-
fung des Angriffs gegeben. Gleichzeitig kann der Staat auch verstärkt eine l,tJirtschaftspo-
litlk verfolgen, die die Umstrukturierung zu gunsten der starken ltifirtschafts-Sektoren
fördert:
- Die Reformprojekte wurden und werden vollends gestoppt. Di-e Arbeitslosenversicherung
wurde auf ein Minimum beschränkt, das den Unternehmern a1]e Vorteile bel-ässt. Die
10. AHV-Reform wj-rd zur Nullreform oder gar zu einem Angriff. Mit der zunehmenden

Kürzung der Subventionen an die Krankenkassen bei gleichzeiti-g weiter stelgenden Gesund-

heitskosten wird auch bei dieser schwachen Säule der Sozialversicherung abgebaut"
Die Einführung der 2. Säule bei der Al-tersvorsorge wj-rd trotz des für die Lohnabhäingigen

schlechten Gesetzes wei-ter hinausgezögert. Die Verkehrspolitik setzt erneut verstärkt a
auf die Entwicklung des privaten Verkehrs.
- Auf Gemeinde- und Kantonsebene wird eine Politik der Steuererleichterung für grosse
Ei-nkommen und Gesellschaften und Hausbesitzer ei-ngeleitet, während gleichzeitig die
niedrigen Einkommen nur schwach entlastet werden.Bei den hohen Einkommen findet eine
reale Senkung statt, bei den niedrigen wird nur ein kleiner Teil des vergangenen Steuer-
aufkommenszuwachs wieder abgestrichen.
- Beim Staatspersonal wird auf allen Ebenen der Personalstop oder sogar -abbau durchgezo-
gen, was nicht nur eine Verminderung der Qualität der öffentlichen Dienste, sondern
auch eine Zunahme der Belastung des Personals bedeutet.
- Gleichzeitig wird eine massive Aufrüstungspolitik betrieben. Das Militärbudget wird
ständig erweitert, die Schweiz materiell in die NATo-Aufrüsterei integriert, die Armee-

disziplin verschärft und die militaristische Kampagne verstärkt. Es werden Anstrengungen
unternommen, die Frauen verstärkt in die Landesverteidigung zu integri-eren.
- Die \,r/irtschaftspolitik wird mehr und mehr auf die "starken und gesundenrr Sektoren
ausgerichtet und das Absterben von schwachen Sektoren in Kauf genommen. Die Exportrisiko-
garantie wird mit SteuergeJ-dern ausgebaut, die Schwei-z ist dem Zehnerclub beigetreten
und bereitet den Eintritt i-n den Internationafen l,tlährungsfonds (II,IJF) vor.Das sind
die beiden wirtschaftlichen imperialistischen Generalstäbe die international die
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Durchsetzung einer Deflationspolitik im Stile Reagans überwachen und anfeiten. Die
Hauptanstrengung ist darauf gerichtet, ein Ansteigen des internationalen Protektionismus
zu verhindern oder dabei den grossen Schweizer Exporteuren mindestens eine gute Ausgangs-
bedingung zu schaffen.
Innerhalb des Bürgertums besteht aber noch kein Konsens, wie weit diese Politik gehen
sol1. Am klarsten ist die Ueberej-nsti-mmung für einen Angriff auf die Lohnabh?ingigen
über Steuern und Sozialausgaben, da nicht mit einem wirkungsvoll-en [/iderstand der
Arbeiterbewegung zu rechnen i-st. Gleichzeitig verschärft aber eine härtere Pofitik
auch die Konkurrenz unter den Kapitalisten. Ein TeiI von ihnen ist infolgedessen kaum

für eine solche Politlk zu gewinnen. Die FDP konnte zwar efektoral mit ihrer Parofe
'tl,Veniger Staat, mehr Freiheit" gewinnen und auch dle andern bürgerlichen Parteien
in ihr Schlepptau nehmen. Auch ein Teil der höheren Angestellten ist offen für diese
Politik. Es ist aber kaun damit zu rechnen, dass das ganze Bürgertum geschlossen dieser
Politik folgen wird. Bei ihrer Ausführung wi-rd sich selbst ein Teil der FDP-Politiker
widersetzen, weil sie sonst in den Kantonen den Boden unter den Füssen verlieren.
Das zeigt, dass das Bürgertum keineswegs geeint hinter einer klaren Führung und Politi-k
.,gteht:
/ Obwohl der Bundesrat in der Rezession bis zum letzten Moment mit einem "ü/irtschafts-
förderungsprograrun'r zuwartete und erst noch ein Programm vorschlug, das nur den starken
Sektoren zu gute kommt, wurde in einigen Kantonen bereits ein Programm lanciert, das
nicht in der gleichen Richtung zielt und bestehende Strukturen erhalten hilft.
- Die Banken und die grossen Exporttrusts widersetzen sich der Einführung einer Innova-
tionsrisikograntie durch den Bund, die den kapitafschwachen Betrieben helfen so1l,
sich neue Märkte zu erschl-iessen. Sie erhoffen sich dadurch eine beschleunigte Umstruktu-
rierung des schweizerischen Kapitals. Ungeachtet dessen wurde in einigen Kantonen
über die Kantonalbanken bereits ein Schritt in diese Richtung gemacht. In all diesen
Fragen können bürgerliche Opponenten auf die Unterstützung seitens der Führung der
Arbeiterbewegung, vor all-em durch die SPS, zäh1en.
Aller tr/iderstand kann aber nicht verhindern, dass die Gangart sich verschärft. Dadurch
wird auch die SPS in ihrer Regierungskoflaboration zunehmend eingeklemmt. Es besteht
beim Bürgertum wenig Interesse, auch nur Scheinkompromisse einzugehen, die nachher
die SPS a1s Erfolge ihrer Politik verkaufen kann. \,t/enn dazu Teile des Bürgertums -
heute noch eine Minderheit - beginnen, die Anwesenheit der SPS in der Regierung als
nebensächlich zu behandeln und ein entsprechendes Vorgehen vorschlagen, dann fiefern

2ie damit der Auseinandersetzung über die Pol-itik der Arbeiterbewegung und über ihre
Regierungsbeteiligung neuen Zündstoff .

C. Die Arbeiterklasse und die gesellschaftlichen Oppositionsbewegungen

7. Der Angriff des Bürgertums drängt die Lohnabhängigen in eine Verteldigungsposition.
Die ersten Auswirkungen des Angriffs werden auch bei den Teilen der Lohnabhängigen

spürbar, die die traditionel-le Basis der Arbeiterbewegung ausmachen. lrt/ährend der Rezes-
sion 74/75 wurde der Angriff dagegen vor alfem in den Teilen spürbar, die schwach
organisiert sind, insbesondere bei den Immigranten. Die Härte des damaligen Angriffs
- 300 OO0 Arbeitsplätze wurden liquidiert - wurde verschleiert durch das Abschieben
von 100 OOOen von Immigranten j-n ihre Herkunftsländer. Dazu wurden unzähli-ge Frauen
an den Herd zurückgeschickt, ohne dass das eine namhafte Reaktion hervor gerufen hat.
Die gegenwärtigen materieflen Auswirkungen des bürgerllchen Angriffs auf die traditionel-
len Teile der Arbeiterbewegung (Industrie und öffentlicher Dienst) erscheinen aber
in den Augen der Betroffenen selbst als noch relativ unbedeutend. Das ist vor allem
auf das relativ hohe Lebensniveau dieser Lohnabhängigen zurückzuführen. In diesem
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Sinn können wir trotz der konkreten Auswirkungen des bürgerlichen Angriffs feststellen,
dass es noch keinen brutal-en Angriff auf dj-e Lebens- und Arbeitsbedingungen derjenigen
Lohnabhängigen gab, die in der Mehrheit die Akti-vität der organisierten Arbei-terbewegung
bestimmen.

8. Der bürgerliche Angriff und die Krise enthüllen <iie tiefe Schwäche der Abwehrlinien
der Arbeiterkl-asse.

Die Krise stellt zunehmend eine Reihe organisationeller Emungenschaften der Arbeiterbe-
wegung in Frage. Die Umstrukturierung und die Einführung neuer Techniken (Mikroelektro-
ni-k) schränken die traditionelle Basis der Arbeiterbewegung immer mehr ein" Diese
Einschräinkung wurde bis heute nicht wettgemacht durch die gewerkschaftliche Organisierung
neuer Teile der Arbeiterklasse (bei den Dienstleistungsbetrieben, in den Spitälern,
in den BAnken, bei den Angestellten).
Ebenso zeigt die Krise die Schwäche der Arbeiterbewegung und der Gewerkschaften in
49l-99!f:Sq9tl. l[-er--wtirt man am startst ]!b:ss9-enhS-1!.._v-_o-n. ryel:S:_ql e"_f,ure_t:.-o*4en

5g1p{.::*g;=_$-ewerkscilaftlg.r, d-:.e-{ähie*gewesgl_. r^/ären, ein gewer}iichaftli"!9" [9t_1
.eql-!9!=S!F-e!sne..,-z-u-€parmen-und,danr-! diq c,gweitäcnart. fest zu veiänkern- DiäJJ-Schwäche
wird noch verstärkt durch das vertragliche und juristische Eisenkorsett, das den Arbei\=.
frieden und alle dadurch eingesetzten SchlichtungsstelLen darstellt. Dieses Korsett
wird zusammengehalten durch das Gewicht der Gewerkschaftsbürokratie, di-e bis jetzt
noch nicht von ganzen Schichten kämpferischer Gewerkschaftler herausgefordert wird,
die auch fähig wären, ej-ne selbstäindige Aktivität einzuleiten.Diese organisati-onelle
und politische Schwäche der Arbeiterbewegung zeigt sich auch darin, dass sie nicht
fähig ist, die am mei.sten unterdrückten Schichten der Lohnabhängigen, die Gastarbeiter,
di-e Frauen und die Jungen namhaft in ihre Reihen einzuschliessen.
So zeigen sich heute die krimineLl"en Auswirkungen des Arbeitsfriedens und der Klassenkol-
laboration, die von der Gewerkschaftsführung während Jahrzehnten betrieben wurden.

9. Die vorherrschende Haltung gegenüber dem Unternehmerangriff seitens der Mehrhei-t
der Basis von SP und SGB ist, einen runden Rücken zu machen. Das zeigt sich auch

in der Streikstatistik, 87/82 wurden insgesamt 565 Arbeitstage durch Streiks verJ-oren,
im Vergleich zu 19'586 allein 1976. Diese Haltung kombiniert sich weitgehend auch
mit der Entwickl-ung des Fremden-, Frauen- und Jugendhasses. Hinter dieser Reaktion
steckt die Illusion, mit einigen materiellen Opfern den Grosstell der Emungenschaften
aus der Hochkonjunktur retten zu können oder das jetzt Verlorene bei einer Aufschwungs-=
phase wieder zurückzubekommen. \'
Die jahrzehntelange KJassenkollaboration hat die Arbeiterbewegung nicht im geringsten
darauf vorbereitet, slch gegen die Folgen der kapital-istischen Krise zu wehren. Die
Haltung der Mehrheit der Lohnabhängigen ist lnfolge dessen nicht erstaunlich, sie
führt nur die Linie der SP-Führung und der Gewerkschaftsbürokratie fort, die sagten:
"Die Profite von heute sind die Arbeitsplätze von morgen." Diese Haltung wird heute
noch dadurch unterstützt, dass die rnaterielfen Auswirkungen des Angriffs noch beschränkt
sind.

10. In einigen Sektoren haben di-e Arbei-ter/innen aber diese Grundhaltung überwunden
und ihrer Unzufri-edenheit aktiven Ausdruck verliehen. So entstand bei einem Teil,

in der Uhrenindustrie eine Unzufriedenheit auf grund des eindeutigen Gefühls, dass
die Branche in die Katastrophe abgleitet und dass es schwieri.g sein wird, anderswo
elnen Arbeitsplatz zu fi-nden. Bei der PTT und der SBB zeigt die Unzufriedenheit, dass
die Leute sich der enormen Zunahme der Produktivität und des Stress ohne Kompensierung
durch Lohnzuwachs oder Arbeitszeitverkürzung bewusst werden. Anderseits sind di-ese
Sektoren weniger bedroht durch Entl-assungen und glei-chzei-tig sind sie empfindl-icher
gegenüber der bürgerl-ichen Politik, da ihre Arbeitsbedingungen ourch den Staat festgelegt

o



werden. Auch j-n der graphischen Industrie gibt es eine andere Haltung als derrrrunde
Rücken": die neue Technologie hat ganze Berufszweige, vor allem die traditionelle
Basis der Gewerkschaft weggeputzt.
Die unbestimmte Unzufriedenheit, dle in diesen Bereichen aufkam, hat sich teilweise
in ersten \,r/iderstandsaktionen ausdrücken können: Der landesweite Streik der Typographen
im Dezember 8O (mit mehreren Lokal-streiks in Genf), die Kampagne und die Kundgebung

für die Verteidigung der Arbeitsplätze in der Uhrenregion, die nationale Kundgebung

des öffentlichen Personals (mit lokalen Bewegungen in Genf und in andern Städten).
Die Entwicklung und die Kraft dieser ersten Aktionen genügte mit wenigen Ausnahmen

nicht, um den Unternehmern und dem Bürgertum Zugeständnisse abzuringen. Sie gingen
aber über das hinaus, was wir in der vorhergehenden Phase erlebten, auch wenn die
Streikstatistik das nicht zeigt.
Ij_qe€g::-?!" 3_yI lq!*-=_!fe+_7*0_,__Q_Qp-:Y_"_9_1151_erung 75, zum Dubied-streik und zu Bulova
kommen_*öä=IeütäÄ nntwictfungen verstärkt in äen=GöweilJöhäftsk-an-äfä-züm Tusarq----

-:--T.-

-wo die kleinsEn-Oeffnuneen i-m Gewerkschaftsapparat dies erlauben.
l: _ --:#

11. Diese ersten beschränkten l,r/iderstandsaktionen wurden begleitet durch die Entwicklung

' von gesellschaftli.chen Oppositionsbewegungen. Diese Bewegungen, die vor aJlem
Jugendliche und Lohnabhängige umfassen, zeugen von einem l,r/iderstandswillen gegen die
schreiendsten Erscheinungen der Krise des kapitalistischen Systerns und seiner \,t/erte.
Die Jugendbewegungen haben wiederholt Zehntausende von Menschen auf die Strasse gebracht,
um gegen die jugendfei-ndliche Politik des Bürgertums zu protesti-eren. Die Entwicklung
der oekologischen und anti-nuklear-Bewegung findet ihren breitesten Ausdruck im Kampf

gegen das AKü/ Kaiseraugst. Auch die Friedensbewegung hat in der Schweiz ein breites
Echo gefunden, obwohf in der Schweiz keine Cruises Missiles und keine Pershing statlo-
niert werden. Die Opposition gegen den ttiaffenplatz Rothenthurm verbindet Forderungen
des oekologischen und des antimilitaristischen Kampfes. Die Bewegung gegen die Unter-
drückung der Frauen hat 1n der letzten Zeit keine besondere Entwicklung gekannt, bleibt
aber im Zentrum der Radikalislerung und Poli-tisierung ganzer Frauen-Schichten.

Bewegungen gegen die l,r/ohnungsnot konnten sich entwickeln, die internationafi-stische
und anti-imperialistlsche Sol-idarität konnte weiterhin grosse Menschenmengen 1n Aktion
bringen.
Alle diese Bewegungen haben einige gemeinsame lt/esenszüge:
a)Sie haben in der Aktion mehr Jugendliche und Lohnabhängige erfasst als in der vorange-

2ungurrur Periode. Diese Oppositionsbewegungen haben sich ausgeweitet und bringen ei-nen

wachsenden VJiderstandswilfen gegen die Politik des Bürgertums zum Ausdruck. Ebenso

drückt sich dies darin aus, dass nach ei-nem politischen Ausdruck für diesen ü/illen
gesucht wird, der auf VJahlebene neben der Soziafdemokratie erscheinen kann.
b) Diese Bewegungen haben das Kräfteverhäl-tnis gegenüber dem Bürgertum nicht so ändern
können, dass dieses zum Nachgeben gezwungen werden konnte. Die Anti-Kaiseraugst-Bewegung
konnte zwar ein Moratori-um für den Bau erzwingen, aber nicht die voffständige Aufgabe
des Projekts durchsetzen.
c) Dlese Bewegungen entwi-ckeln sich weitgehend ausserhalb der traditionellen Arbeiterbe-
wegung, da deren Führung eine Politik betreibt, die gegenüber solchen Problemen überhaupt
keine Anziehungskraft ausübt und die nicht hilft, solche Bewegungen zu zentralisieren.
So sind diese Bewegungen zerspli-ttert geblieben bezüglich ihrer Ziele, sefbst wenn

die Schichten von Jugendli-chen und Lohnabhängigen, die sie tragen, oft die glei-chen
sind. Sie verfügen über keine Stossrichtung, womit die gesamten Kräfteverhältnisse
gekippt werden könnten, wie das z.B. in Frankreich mit den Präsidentschaftswahlen
im MAi l-981 der FafI war. Immerhin haben sie aber damit die ersten gewerkschaftlichen
l,r/iderstandsakti-onen beeinflusst, indem sie zeigten, dass man handeln kann und muss.

d) Dj-ese Bewegungen setzen sich nicht in einer politischen und gewerkschaftlichen
Stärkung der Arbeiterbewegung fort. Das ist eine Bremse für die Vertiefung der ersten
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Differenzierungen in der organisierten Arbeiterbewegung.

12 ' Allgemein gesprochen bedeuten weder die ersten tdiderstandsaktionen noch die ge-sellschaftlichen oppositionsbewegungen eine qualltative Veränderung des Kräftever*hältnisses' Diese ?atsache, kombiniert mit der Kapitulationspolitik der reformistischenFührungen kann auf zej-t zur Demoralisierung und zum Rückzug auf sich selbst der erstenJugend- und Lohnabhängigenschichten führen, die in Aktion treten. Kurzfristig aberist es offensichtlich, dass diese Aktionen eine Politisierung und Radikalisierungbei einer eingeschränkten schicht von Lohnabhängigen und Jugendlichen hervorrufen"
Auch wenn sie dabei die traditionelle Arbeiterbewegung umgehen, werfen sie doch dasProblem auf, dass man sich für die Aktion poli-tisch organisieren muss. Diese kl_eineschicht von Jugendlichen und Lohnabhängigen ist wichtig, da sie ohne Zweifel- einePerspektive für die zahLenrnässige und qualitative stärkung unserer strömung darstellt.

D. Die Sozial-Demokratie

13" Die SPS ist vor eine neue situation gestellt. sowohl- national wie auch lokal ist ..s
sie gegenüber den bürgerlichen Parteien in der Minderheit und wird mit dem Rückenan die l't/and gedrückt. Langezeit hat die sPS ihre Kl-assenzusammenarbeit mit einer Reihevon sozialen Reformen rechtfertigt. Für eine grosse Zahl von Lohnabhäingigen war dieRegierungsbeteiligung der SPS durch die verbesserung der AHV, des Schulsystems, dersozi-al-versicherung usw. rechtfertigt. Die sparpolitik des Bürgertums unterminiertdiese Rechtfertigung. Die SPS rechtfertlgt jetzt die Fortsetzung ihrer politik mitder Notwendigkelt des kleineren uebel-s: Auf Regierungsebene solL die Sozialabbaupoliti_kdes Bürgertums gebremst werden. Das führt dann dazu, dass die SpS den Grossteif des

Soz j.alabbaus akzeptiert.
Ohne wimpernzucken akzeptiert sie die steigerung der Militärausgaben. Damit verliertsie aber mehr und mehr gegenüber den bürgerlichen Parteien auch jedes eigenständige
und unabhängige Gesicht. Dazu kommt noch, dass die Partei nur über eine äusserst be-schränkte Fähigkeit verfügt, eigenständige rnitiative einzul-eiten, die wi.ederum j-hre
Regierungsbeteili-gung irgendwie i-n Frage ste]len könnten. Diese neue situation kanndazu führen, dass die Beteiligung an der Regierung zu Spannungen führt. Jede neueSozialabbau-Massnahme, die durch dle bürgerlichen Parteien mit unterstützung der spsbeschlossen wird, wird die Diskussion über den Sinn der Regierungsbeteiligung neu -=entfachen.

74' ob die Regierungsbeteiligung der SPS weitergeführt wird oder nicht, hängt vonverschiedenen Faktoren ab:
a) Einmal- von der Position der SP-ParJamentsfraktion. Entscheidendes Kriterium fürsie ist bei all diesen Entscheiden die tt/ahlperspektive. vienn die sps grosse tr/ahl-einbussen
hinnehmen muss' so stel-lt das eine ihrer Rekrutierungsquellen in Frage, d.h.sie kannnicht mehr soviele Pöstchen und sozialen Aufstieg im Staatsapparat verteilen.Ein Teil- der livürdenträger und der ParJamentsfraktion ist wiederum ohne jeden Zweifelbereit, auch grosse l,t/ahlverluste hinzunehmen, ohne ihre politik der Regierungsbeteiligungauch nur i-n Frage zu stel-l-en. Ein Beispi-el- dieser Haltung zeigt sich in der partei-
spaltung der SPS in Basel-Stadt oder in der zürcher Sektion Uster. Die l,tiürdenträgerder Partei, die am meisten an die bürgerlichen PArteien gebunden sind haben die partei
gespalten, ohne jede Furcht vor \ilahfschlappen.
Die Mehrheit dieser l,t/ürdenträger der Parlamentsfraktion dürfte sich aber bewusst sein,dass ihre Position und ihre Zukunft von der Existenz der partei- selbst und von denGewerkschaften abhängt. Bls jetzt kennt die SPS noch keine katastrophalen wah]nlederl-a-
8€fl, die einen schnellen wechsel in der Haltung dieser schichten , die noch an der
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Regierungsbeteiligung festhaften, aufdrängen würden.
b) Dazu kommt, dass ein Auszug aus dem Bundesrat empfindliche Auswirkungen auf die
Anwesenheit in den Kantonsregierungen haben könnte. Es ist offensichtlich, dass der
Grosstei] der !/ürdenträger in keinem Fal1 einen Auszug aus den Kantonsregierungen
riskieren möchte.
c) Schlussendlich würde ein Auszug aus der Regierung eine längere. r'Oppositions-Kurrl
für die SPS bedeuten. Um eine sol-che Kur mit Erfolg zu absolvieren, müssten die $Jürden-
träger überzeugt sej-n, dass sie sich dabei auf gewerkschaftliche Mobilisierungen ab-
stützen könnten. Ebenso müssten sie überzeugt sein, dass die SPS so auf üiahlebene
neue Erfolge elnheimsen könnte.
Heute ist die Mehrheit dieser Leute keineswegs davon überzeugt, dass ein Regierungsauszug
ihnen etwas bringen würde.

15. Der Zerfall der tradi-tionellen Grundlagen der Regierungsmitarbeit der SPS hat
in den Reihen der Partei selbst zu ersten Differenzierungen geführt, di-e aus der

68-er-Radikal-isierung hervorgingen. Die SPS-Leitung um Hubacher hat demgegenüber eine
4foppelte Linie angewandt, um diese Opposition und Differenzierung einzuschränken.
/tiese Linie versuchte einerseits, sich nicht vom traditionelfen SP-Wahl-Pubfikum zu
entfernen und gleichzeitig di-e Partei gegenüber den "68er-Schi-chten" zu öffnen. Die
Hubacher-Führung versuchte so der Partei ein Gesieht von "Ha1b-Opposition'r zu geben.
In diesem Sinne akzeptierte sie auch die Eröffnung einer Programmdebatte, lancierte
die Banken- und die Rüstungsreferendums-Initiative und hat auch im Parteiapparat einigen
68er Kadern Posten offeriert.
Diese Politik, als Halb-Opposition zu erscheinen, stless auf wachsenden V/iderstand
bei der Parteirechten, die fürchten, dass die internen Parteiauseinandersetzungen
und das minimaf geänderte Erscheinen der Partei nach aussen Rückschläge bei den Wahlen
und zunehmende Schwierigkeiten mit den bürgerlichen Partei-en bringen könnten.
Anderseit hat auch die Hubacher-Führung, gestärkt durch die Offensive der Parteirechten,
eine harte Debatte gegen die Opposition in der Partei geführt. Sie wollte verhindern,
dass die Linke in der Krisensituation den gesteckten Rahmen der "Scheinopposltion"
hätte überschrej-ten können. Di-eser Rahmen war und bleibt der einer gemässigten Re-
gierungspartei, die gleichzeiti-g fähig ist, neue Schichten anzuziehen. Die Verhärtung
des bürgerlichen Angriffs hat dieses Projekt schwierig gemacht, umso mehr, a1s das
Bürgertum darauf hart reagierte und die Partei-Linke ins Visier nahm.

t
16 So fühlten dle er5teL-Ptggl*e_L"_ferungen innerhal-b der SPS zu ei-ner Niederlage

derPartei-Linken.DieSchwächeäiöEör-ttnaöä.'w@Üieaüch-po1iti-sch.
Sie izEistanä-es niönT, eine Debatte zu führen und Vorschläge zu machen, die auf dem

Fel-d der Tagespolitik der Partei politische Alternativen eröffnen. Teilweise auch
aus Angst vor der ParteiRechten hat sie sich in eine Programmdebatte verflüchtlgt,
die nie zu den Fragen der konkreten politischen Aufgaben vorstiess, die eine Neubildung
der Arbeiterbewegung ermöglicht hätten.
Diese Partei-Linke hat nur ganz wenige Initiativen in- und ausserhalb der Partei ergrif-
fen, mit denen in der Aktion Kräfte gegen die Politik der Würdenträger der Partei
gesammelt werden konnten. Dafür wiegte sie sich in der ll-lusion, dass eine abstrakte
Debatte über das Programm der Partei eine grundsätzliche Aenderung der Politik bringen
könnte. Damit hat sie den \i/ürdenträgern das Feld frei überlassen, um ohne jede grosse
Schwierigkeit ihre tägliche Kollaborationspoli-tik fortzusetzen. Die Schwäche der Partei-
Linken zeigt aber erneut die allgemeine Schwäche der Arbeiterbewegung. Dle Linke konnte
tatsächlich in keinen Dialog mit Schichten von Lohnabhängigen treten, die sich in
Bewegung setzten und sich der SPS zuwandten, um dort eine politische Lösung für i-hre
Anliegen zu finden.
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L7. Die gegenwärtige Politik der SPS läuft Gefahr, neue Differenzierungen innerhalb
der Partei hervorzurufen. Formen und Rhythmen , die diese Differenzierungen kenn-

zeichnen werden, sind heute noch nicht abzusehen. Dagegen ist es heute schon k1ar,
dass die Verschärfung der Spar- und Sozialabbaupoli-tik diese Differenzierungen um

gesamtpolitische Fragen welter politisieren werden, die die Arbeiterbewegung aus der
Sackgasse heraus bringen wollen. Ebenso werden diese Differenzierungen von gewerkschaft*
lichen Aktivitäten und von Kräften beeinflusst, die ausserhalb der SPS wirksam sind,
namentlich der SAP.

E. Die Gewerkschaftsbewegung

18. Die Gewerkschaften sind in die Krise eingetreten mit einer ausserordentLichen
Schwäche. Zu den objektiven Schwierigkeiten kommt so di-e Isolierung der kämpferi-

schen Aktivisten, die sowohl unter dem Unternehmerangriff wie auch unter der Blockierung
durch die Gewerkschaftsbürokratie l-eiden. Seit der Rezession 74/75, als die Gewerkschaf-
ten minimal gewachsen sind, stagniert heute di-e Mitgliederzahf oder geht sogar zurück. *
Nirgends wurden neue Schichten von Lohnabhänglgen für die Gewerkschaft gewonnen. \ '

19. Die Gewerkschaftsbürokratie hat überhaupt keine alternative Orientierung für diese
Situation.Ihre Hauptachse, Erbstück des Arbeitsfriedens, besteht darin, die Opfer

zu akzeptieren in der Hoffnung, dass ein Neuaufschwung der Wirtschaft die Vollbeschäfti-
gung wieder herstellen wird. Ihre schüchternen Forderungen nach "Wirtschaftsförderung'l
gehen i-n die gleiche Ri-chtung wie die Unternehmer: Konzentrierung der Exportindustrie
auf die rentablen Sektoren und Unterstützung der Profite - auf Kosten der Arbeitsplätze.
Die unmittelbarsten Forderungen, um auf die Krise zu antworten (Teuerungsausgleich,
Arbeitszeitverkürzung, Arbeitslosenversicherung und Umschulung) werden entwertet:
Arbeitszeitverkürzung mit Lohnverlust, Teuerungsausgleich je nach Lage des Betriebes'.
Kurzarbeit (bezahlt durch die Lohnabhängigen), um die Entlassungen zu verhindern.
Die Schichten, die am meisten unter Druck kommen - vor allem die Frauen und die Gastar-
beiter - werden geopfert. Die verheerenden Auswirkungen dleser Politik, die Demoralisie-
rung und die Spaltung, werden die Gewerkschaften nur zusätzlich schwächen. Die Uhrenkrise
hat davon bereits einen bitteren Vorgeschmack gellefert.

20. Die Abfolge dieser Kapitulationen und ein leichter Druck von unten brlngen einen -s

Te11 der Gewerkschaftsbürokratie dazu, dass sie reagieren wollen. Ihre Verteldigungs-
linie steht nicht im klaren Widerspruch zum Arbeitsfrieden, aber sie drückt den WiLlen
aus, ni-cht mehr a1les zu schlucken ungeachtet des Preises. Die ldee, dass man zu Mobili-
sierungen schreiten muss, selbst zu Arbeitsunterbrüchen oder gal. zu Streiks, erscheint
als gerechtfertigt, weil der vertragliche Ausweg sehr schnell blocki-ert ist.
Die Auswirkung solcher Druckaktionen ist aber ausserordentlich beschränkt. Sie genügten
nicht, um di-e Unternehmer oder die Regierung zum Nachgeben zu zwingen. Im besten Fal1
führten sie dazu, dass die Bedingungen der Entlassungen verbessert wurden oder dass
wenigstens Tel1e des Teuerungsausgleichs gegeben wurden. Aber sie genügten nicht,
um das Kräfteverhältnls grundsätzlich zugunsten der Lohnabhäingigen zu ändern. Diese
Grenzen sind nicht das Ergebnis elner objektiven Entwicklung, sondern der ausserordent-
lichen Schüchternheit der Druck-Mobilisierungen, die durch einige Gewerkschaftsführungen
angerissen werden (nsp. Bundespersonal). Sie riskieren damit, die Idee, zur direkten
Aktion zu schrei-ten, in den Augen der Arbeiter/innen zu entwerten und damit di-e Akti-vls-
ten/i-nnen zu entmutigen.
Dagegen erlauben diese Druck-Aktionen den \,l/eg zu bahnen für neue Erfahrungen in der
Aktion, die den entschiedensten Aktivisten/innen und all jenen, die sich für eine
Klassenkarnpfgewerkschaft elnsetzen möchten,die Möglichkeit geben, neue Kräfte um sich
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zu gruppieren. Entscheidend ist, dass diese Debatten und Differenzierungen erlauben,
die Gewerkschaftsbasis neu zu organisieren, um so eine totale Entmutigung zu verhindern.
Dort, wo eine neue Generation schon in den vorangehenden Jahren eine Erfahrung machen
konnte und eine Echo bei weiteren Kreisen gefunden hat (2.8. Druckindustrie in Genf)
kann man sehen, dass es möglich ist, nicht nur das Kräfteverhältnis zu ändern, sondern
auch entscheidende Käimpfe einzuleiten und den l,t/eg nach vorne zu zeigen.

2l-. Dlese Oeffnungen sind je nach Verband verschieden. Im SMUV zeigte sich nach der
Auflösung des rrManifests 77" keine weitere Opposition auf Landesebene. Die Leitung

ist bereit, sel-bst wichtige Teile der Gewerkschaft auf dem Altar des Arbeitsfri-edens
zu opfern. Die kritischen Aktivisten/innen suchen infolgedessen Auswege auf lokaler
oder sektorielJer Ebene, die deswegen aber weitgehend ungenügend blei,ben, um die Er-
rungenschaften zu verteidigen. Sie überfassen damit der Bürokratie den vollen Spielraum.
In der GDP wurde die Opposition geschlagen bei der l/ahl eines neuen Präsidenten, aber
dies bleibt nur eine erste Kraftprobe: Die Krise der Branche und die starke Position
der Linken in einigen wichtigen Sektionen erlauben, dass die Auseinandersetzung weiter
geht und die Linke erneut an Gewicht gewinnt, wenn sie landesweit vorwärts geht. Im
/affentlichen Sektor hat die Blockierung der Personalbestände und der Löhne einen Teil
der Gewerkschaftsführung dazu gebracht, zum Mittel- der Druck-Mobil-isierung zu greifen.
Dies ist die wichtigste Aenderung der letzten Periode trotz den angegebenen Grenzen.
Sie eröffnet die Möglichkeit, bedeutendere Bewegungen einzuleiten.

22. Die christlichen Gewerkschaften spielen i-n diesem Rahmen eine zweideutige Rolle.
In vielen Fällen bleiben sie rechts-orientierte Gewerkschaften, bereit zur Koflabo-

ration mit dem Bürgertum in direktester Form, nämlich indem sie sich unter die Obhut
der CVP stellen. Auf Landesebene spielen sie sich afs Konkurrenz zum SGB und seinen
Verbänden auf - die ihnen dazu freie Hand Lassen - obwohl ihre Orientierung in keiner
Weise eine Alternatlve ist. In der Westschweiz hiat sich aber eine Strömung herausgebil-
det, die dem CVP-Zugriff entschlüpft und die versucht eine "Oppositions-Gewerkschaft"
ausserhalb der grossen Gewerkschaften zu bil-den. Di-ese Loglk - sel-bst wenn sie oft
ri-chtige Positionen einnimmt - erlaubt diesen christfichen Gewerkschaften aber nicht,
eine Mehrheit zu werden und das Kräfteverhältnis zugunsten der Arbeiter zu kippen.
DreeeJ9g-i*@jgfb*-=19"9pP-9l'''.!.i9.4g9!-röI91ci!n.-SGB.Sowoh}in
den christlichen wie auch in den SGB-Verbänden muss die Li-nke diese "Trennungs-Logik"

f ekämpfen und sich klar und deutli-ch für die Gewerkschaftseinheit und für die gemeinsame
Aktion aussprechen.

F. Der ltlisserfolg des I'Pols" PdAS-Poctr-PSA

23. Poch, PdA und PSA gelten bei l,t/ahlen und auch in einigen Bewegungen und Gewerkschaften
a1s eine Opposition zur Mehrheitsführung der SP. Sie sind eine Opposition mit

reformistischen Positionen aus der "kommunistischen Schufe".Ihr Ziel war, ausgehend
von dieser Basis untereinander ein vorrangiges Bündnis zu schliessen und sich sogar
zu vereinigen. Dieses Ziel hat Schiffbruch erlitten.Das zwingt diese Parteien ihre
Polltik und ihr Bündnissystem zu revidi-eren. Verschiedene Faktoren erklären dieses
Scheitern:
a) Ihre Oppsition zur Klassenkoflaborationspolitik gründet sich nicht auf eine allgemeine
anti-kapital-istische Orientierung. Hervorgegangen und geschult in der sozial-demokratischen
und stalinistischen Politik bewahren sie ein reformisti-sches Projekt, das sich weder
der Regierungsbeteili-gung noch der Zusammenarbei-t mlt Sektoren des Bürgertums widersetzt.
Da al-les zugespitzt war auf die Bildung einer gemeinsamen parlamentarischen Gruppe,
kamen sie sofort in eine Zerreissprobe über verschiedene strategische Probleme: Haltung
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gegenüber den gesellschaftlichen Oppositionsbewegungen, vorrangi-ge Antworten auf die
Krise, Haltung gegenüber der SpS.
b) Diese Spannungen haben sich verschärft durch die Tatsache, dass die meisten opposi-
tionsbewegungen ausserhalb der organisierten Arbeiterbewegung entstanden und zu einer
Differenzierung zwischen Poch - die sie zu integrieren versucht in ein Konglomerat
aller Unzufriedenen - und der PdA, die sich mehr auf die "klassischen" Gewerkschafts-
themen ausrichtet. Dle Stategie der 'rVolkssammlungrr, die beide parteien verfolgen,
erlaubte nicht, dJ-ese Fragen in einem gemeinsamen Rahemn zu klären, im Gegenteil,
sie sprengte noch den minimalen Rahmen, der schon existierte.
c) nie Krise des Stalinismus hat diese Spannungen noch verschärft bezüg1ich der interna*
tionalen Politik. Die PSA ging dabei am weitesten, indem sie für die internatlonale
Politik jedes Klassenkriterium aufgab. Die Poch, die ihren 'rAnti-Imperial-ismus, auch
auf die bestochensten bürgerlichen Führungen der 3. ldelt anwendet wi-rd durch jeden
Rückschlag in der Kolonial-revolution mehr desorientiert. In dieser Auseinandersetzung
ist die PdA auf einen helvetischen National-Pazifismus beschräinkt und versucht erfolglos
die Meinungsunterschiede über die Politik der UdSSR und über die Befreiungsbewegungen
unter den Tisch zu wischen.
d) Dazu kommt noch, dass keiner der drei Bestandtelle dieses pols zu den Kps der Immigr5
tion feste Bande geknüpft hat. Ihre nationalistische und rein elektorale Ausrichtung \
hat das verhindert und ihnen so auch die Chance genommen, innerhalb der Arbeiterkl-asse
eine breitere Basis zu bekommen und damit auf Gewerkschaftsebene zu einer ernstzunehmen-
den politischen Kraft zu werden. Ihre parlamentarische Konzeption des 'rAlternativpols'lentfernt sie dazu von jedem Verständnis für eine zusammenhängende Gewerkschaftsarbeit.
Die Bialnz dieses Projekts muss ohne Umschweife gezogen werden: Im Gegensatz zur SAp
- trotz unseren schwachen Kräften - haben es diese drei Parteien nicht einmal geschafft,
ein Minimum einer nationalen Partei auf die Beine zu stellen - was sich auch daran
zeigt, dass sie zusammen keine Initiative zustandegebracht haben" Die rein wahftechnische
Natur dieses Pols ist mit den ersten Schwierigkeiten, eine gemeinsame nationale und
internatj-onale Politik festzulegen, sj-chtbar geworden und führte zu seinem Zusammenbruch.

24. Die Poch zieht daraus einen Schluss, der die Identitätskrise noch verstärkt, in
der diese Partei jetzt schon steckt. Sie steckt sich das ZieI, ei-n "Konglomerat

al-ler Antlestabl-ishment-Kräfte" in alle Richtungen zu bilden ohne jeden Klassenbezug.
Dadurch wird sie selbst widerstrebenden Kräften ausgesetzt werden. Ein Sektor der
Partei verlässt dabei selbst jeden Klassenbezug. Die Aktivisten,/innen, die erwarteten, _dass die Poch eine aktivere reformistische Kraft an der Seite der Sp wird, Lrandeln --'
alle in ihrem speziellen sozi-al,en Sektor. Die Kader, die noch in der Tradition derrrinternationalen kommunisti-schen Bewegung" erzogen wurden, schwanken zwischen den
klassischen stalinistischen Positionen und ei-ner vor allem wahl-technisch bedingten
Oeffnung in Richtung dertrGrünenrr. Diese Spannungen wurden bis jetzt beschränkt durch
die Wahlerfolge der Poch. Aber sie werden verschärft ausbrechen in einer periode,
wo die Hauptfrage - auch für gesellschaftliche Oppositionsbewegungen - die Entwi-cklung
der Arbeiterbewegung sein wird. Dle Rechnung, die die Poch-Führung heute macht, setzt
auf ej-ne Ausweitung des Stimmen- und ü/ählerpotential-s durch Abkommen ohne jedes prinzip,
eingeschlossen mit rechten Teilen der Oekol-ogisten. In der heutigen Situation kann
diese Rechnung sehr schnell zu neuen Schwierigkeiten führen. Sie riski.ert, die Spannung
innerhal-b der Poch noch zu verschärfen.

25- Der Misserfolg des 3er-Pol-s hat di.e Krise der PdAS noch verschärft. Seit der Spaltung
von 1969/70 hat diese Partei andauernd die Ablösung ihrer national-en Lei-tung durch

junge Kader verpasst. Di-e Aktivisten, die in der lVoge des Eurokommunismus gewonnen
wurden, verlassen jetzt die Partei wieder. Ohne jede akti-ve Basis kann die partei
auch in den geselLschaftlichen Bewegungen keine neuen Kräfte pumpen.Auch ihre Arbeiter-
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basis, die ihre Viahl-batallione ausmacht, ist weitgehend abgeschnitten von den aktlven
Gewerkschaftlern .

Die Ablehnung jeder radikalen Kritik an den bürokratischen Regimes durch die PdA ist
in dieser Kri-se entscheidendes Element. Aber i-hre schweizerische Orientierung, die
das Ergebnis ihres stalinistischen Ursprungs ist, kombiniert sich damit. Auf der ewigen
Suche nach der "Volkssammlungil hat sie die antikapitalistische Dynamik verpasst, die
die Jugend zum Engagement in den Bewegungen bringt. Darüber hi-naus hat die Partei
ihre Mitglieder systematisch über die Natur der Arbeiterklasse misserzogen, indem
sie die Angestellten als Schichten von Nicht-Lohnabhängigen betrachtet, die man zum

Bündnis mit der Arbeiterbewegung und nicht für diese selbst gewinnen müsse. Die Politik
der I'Friedlichen Koexistenz" führt die PdAS zu einem pazifistischen Neutralismus,
gegen den sich gerade die Jugend rebelli-ert. Das liess die PdA auch alle anti-imperiali-
stischen Bewegungen verpassen.
Diese Elemente erklären die schweren ltiahl-Rückschläge der letzten Jahre. Die Auswirkungen
dieser Krj.se verändern auch zunehmend die Haltung der PdA gegenüber den rrl,inkslern"
und allgemein gegenüber den Kräften, dre sich heute in der Oppositi-on engagieren.
'fies sollte hel-fen, einen sektiererischen Reffex zu überwinden und neue Oeffnungen
für eine Einheitspoliti-k der Arbeiterbewegung zu erlangen.

26. Von den drei Parteien wendet sich die PSA am offensten einer klassischen sozialde-
mokratischen Politi"k zu. l,tJar diese Partei einst durch den Euro-Kommunismus und

den sogenannten rtdritten Weg'r angezogen, so kehrt sie immer mehr an ihre Ursprünge
zurück und beginnt dabei für eine Sparpolitik ähnlich der Sozialdemokratie einzutreten.
In der i.nternationalen Politik wird deutlich, dass sie sich neutralistlschen Positionen
annähert. Ni.chtsdestoweniger bleibt sie aber im Tessi-n in den Augen der Arbeiter die
wichtigste Oppositionspartei, was ihr auch ihre ü/ahlerfolge garantiert. Die schwierige
Krise, i-n der der Kanton Tessin steckt, schafft anderseits aber auch Pl-atz für eine
Strömung, die sich der l.tiende der PSA widersetzt.

27. Dj-e KPs der Immigration haben wie alfe Immigrationsorganisationen in der Krise
schwere Gegenschläge erhal-ten: Die fremdenfeindliche Wel1e und die Isolierung

innerhal-b der Arbeiterbewegung. Trotz dieser ausserordentlichen Schwierigkeiten bewahren
sie aber eine Fähigkeit Gastarbeiter/innen zu organisieren. Die Entwicklung der Polltik

;ihrer nationalen Parteien in Spanj.en und in Italien, ihre Akzeptierung der Sparpolltik
/ ,ringt sie aber in ej-ne noch schwierigere Situation. Die Mobilisierung threr Mitglieder
für die \,t/ahl-en zu hause ist nicht mehr möglich, ohne offen die Frage der politischen
Strategie dieser Parteien zu diskutieren. Dazu kommt, dass ein immer grösserer Teil
der Gastarbeiter, die noeh in der Schweiz sind, kaum mit der Rückkehr in ihr Heimatfand
1n der nächsten Zeit rechnen. (Diese These muss vol-l-ständig neu geschrieben werden)

G. Die "alternativenil Strömungen

28. Die Integration von SP und SGB in die bürgerliche Politik, der MisserfoJ-g des
Pofs Poch-PdA-PSA und die allgemeine Schwäche der Arbeiterbewegung erklären, dass

diese für breite Schichten von Lohnabhängigen und Jungen, die sich in den letzten
Jahren i,n breiten Bewegungen aktiviert haben, nicht mehr afs eine Alternative erscheint.
Di-ese Situation ist der Grund für das Entstehen von I'alternativen"Strömungen, die
versuchen, Lösungen für die soziale Krise des Kapitalismus (Energie, Umwelt, Städtebau,
l,t/ohnen) ausserhalb der grossen politischen Strömungen und gegen das staatl-iche und
parlamentarische Estabfishment aufzubauen. Die Mobi-lisierung dieser Kräfte ist sehr
oft sehr breit und hat erlaubt, eine Oppositionskraft zu entwickeln, die trotz ihrer
allgemein gehaltenen poli-tischen Bezugspunkte auf dem Fefd der unmittelbaren di-rekten
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Aktion wirkungsvoll sein kann. So erkl-ärt es sich auch, dass nicht dj.e Arbeiterbewegung
nach und nach für diese Schichten Bezugspunkt wird, sondern dass diese Bewegungen
mehr und mehr Bezugspunkt für die Aktivisten,/innen werden, die aus der Arbeiterbewegung
hervorgehen.In der SP-Linken, bei den PdA-Abtrünnigen wie auch bei einem Teil der
Poch beginnen mehr und mehr Militante die Krise ihrer Partei-en nicht als eine Krise
der Orientierung ihrer Partei, sondern als eine Krise der Parteien überhaupt zu begrei-
fen. Die Parteistrukturen seien demnach ein Hindernis für die Ujiderstandskräfte der
gesellschaftlichen Bewegungen.
29. Die Kraft der anti-Akw-, der Friedens-Bewegungen usw. zeigt die Tiefe der geseJ-l-

schaftli-chen Krise der bürgerlichen Gesetlschaft und die Unfähigkeit der traditionel-
len Integrationsmechanismen, diese Kräfte wieder einzufangen. Das ist eine ausserordent-
liche Emungenschaft für die ganze Arbeiterbewegung: l,r/ichtige Schichten i.nsbesondere
der Jugend sind nicht mehr bereit, ihre Interessen der gesellschaftlichen Uebereinstim-
mung unterzuordnen und sie sind fäihig, ihre Forderungen mit Nachdruck zu vertreten.
Dabei handelt es sich nicht um eine I'neuetr Entwicklung, die unvorhersehbar war und
ist, sondern um die Folgen der tiefen Krise des Kapitalismus: Der Gegensatz zwischen
der Entwicklung der Produktivkräfte (was und wie) und den herschenden gesellschaftlich-en
Bezi-ehungen wird immer schreiender.Die Unfäihigkeit des Grossteils der Arbeiterbewegungr\\,
auf diese Probl-eme zu antworten, kommt gerade von ihrer positiven Haltung gegenüber
dem Kapitalismus, von ihrem dumm-dreisten Vertrauen in den parlamentarischen ttteg und
von ihrer Ablehnung einer radikalen sozialistischen und demokratischen Alternative.

30. Von hier aus können wir verstehen, dass die gesellschaftllchen Oppositionsbewegungen
in den kommenden Jahren vor entscheidenden Problemen der politischen Ausrichtung

stehen werden. Diese Bewegungen vereinigen die verschiedensten und auch verschwommensten
pol-itischen Ausrj-chtungen. Es gibt Teil-e, dle offen in Richtung bürgerlicher Lösungen
gehen (zum Beispiel einer zusätzlichen Energiesteuer), andere sind traditionelt refor-
mistisch (für eine gerechtere Verteilung der Ressourcen), es gibt aber auch radikale
anti-kapitalistische Strömungen. Es ist offensichtlich, dass diese verschiedenen Ausrich-
tungen der Verschärfung der Krise auch zu zugespitzteren politischen Auseinandersetzungen
führen werden. Das zeigt sich schon heute mit der BiJ-dung von bürgerlichen UMweltschutz-
gruppen und der Bildung von radikaleren Strömungen. Diese Trennung wird aufkommen,
wie schwach die Arbeiterbewegung auch ist. Darum ist es unersetzlich, in diesen Bewegun-
gen eine klare antikapitalistische Strömung zu stärken. Diese kann sich nicht darauf
beschränken, die wichtige Erungenschaft der direkten Aktion zu preisen. Ebenso muss s--o

sie zeigen, wie solche Manifestationen der gesellschaftli-chen Krise die organisierte
Arbeiterbewegung beeinflussen können, um das Kräfteverhältnis gegenüber dem Bürgertum
zu verbessern.

31 . IitieiL ein glaubwürdiger Partner in der Arbeiterbewegung fehlt, versuchen ei-nige
dieser I'al-ternativen'r Strömungen sich auf Landesebene in ei-ner Foederation oder

gar in einer Partei zu strukturieren. Dieser Prozess hat sich aus den oben dargelegten
Gründen bis jetzt noch nicht kristallisieren können und stösst auf ausserordentl-ichen
Schwierigkeiten wegen der Differenzen, die zwischen bürgerlichen und radikal-en Oekologis-
ten bestehen. Auf V/ahlebene allerdings können solche Gebilde einen Teil der Unzufrieden-
hert mit der bürgerlichen und der reformistischen Politik der Arbeiterbewegung einfangen.
Es ist entschei.dend, dass eine revolutionäre Partei mit diesen Strömungen in Diskussion
kommt, indem sie sich an den Mobilisierungen beteiligt und indem sie die verschiedenen
Teile der Bewegung dazu bringt, sich gegenüber den wichtigen strategischen Fragen
festzulegen "
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H. Unsere Linie und unsere Aufgaben

32. Angesichts der Rolle der Schweiz al-s imperi-alistisches Land - Ausbeutung der dritten
Welt und Ueberausbeutung der Gastarbeiter in der Schweiz -, angesichts der Situation

und der Entwicklung in den halbkolonialen Ländern und angesi-chts der imperialistischen
Offensive kommt der antiimperialistischen Solidaritätsarbeit i-n der Schweiz eine vorran-
gige Bedeutung zu. l,t/ir führen systematische Solldaritätskampagnen und wenden uns dabei
immer an ein mögli-chst breites Publikum. Gfeichzeitig werden wir insbesondere auf
folgende Punkte ein Schwergewicht legen:
- Für die 1,t/irksamkeit des Anti.imperialismus gegen die Politik des schweizerischen
Kapitals in den Halbkolonien i.st es unabdingbar, dass sich die schweizerische Arbeiterbe-
wegung auf die Seite ihrer Klassenschwestern und -brüdern stellt. Aus diesem Grund
legen wir ein grosses Gewicht auf die internationale Soti.darität auch in unserer Gewerk-
schaftsarbeit und wenden uns mit diesem Ziel an die SPS, di-e Verantwortung für die
schweizerische Aussenpolitik in der Regierung trägt. I,t/ir setzen uns in diesem Sinn
für die Stärkung der Friedens- und antimilitaristischen Bewegung ein. Wir betonen,
dass sich die Aufrüstung nicht nur auf eine zukünftige globale Auseinandersetzung
+ichtet, sondern ebenso auf unnittel-bare direkte militärische Interventi-onen gegen
''-ie unterdrückten Klassen und vorwärtsschreitenden Revolutionen.
- In der Solidaritätsarbeit legen wir ein besonderes Gewicht auf die Solidarität mit
den Bewegungen in der dritten \,tielt, die mit dem Kapitalismus brechen, wie in EI Salvador
und Nikaragua. tliir zeigen damit die soziale Dynami-k des Befreiungsprozesses und die
Aktualität des sozi-alistischen Projekts.
- Ein Schwerpunkt unserer antiimperialistischen Arbeit liegt auch im Kampf für die
voflen gewerkschaftlichen und politi-schen Rechte der Immigranten in der Schweiz.
Die Sol-idari-tätsarbeit mit der antibürokratischen Revolution in Osteuropa führen wir
auf der gleichen Ebene wie die antiimperialistische Aktivität. AIs Internationalisten,
die für die Befreiung der gesamten Arbei-terkLasse eintreten, gibt es für uns keine
Hj-erarchie im Klassenkampf. Siege und Erfolge in einem Teil der sozialistischen Weltrevo-
lution sind eine Unterstützung für die Befreiung in den andern TeiLen. Dabei beziehen
wir keine "neutralistische" Position gegenüber der Erpressungspolitik des Imperialismus
gegenüber den bürokrati-sierten Arbeiterstaaten. l,tiir betonen die Bedeutung ei,ner wirkungs-
vollen Unterstützur.g, die diese Länder den Befreiungsbewegungen zukommen lassen sol]ten.

33. In unserer Politik gehen wir
f se in einer defensiven Phase
gen Errungenschaften:
Der Kampf gegen Arbeitslosigkeit und zunehmenden Stress, gegen Lohn- und Sozialabbau
und gegen die Budget- und Steuerpolitik des Bürgertums ist dabei entscheidend. In
diesem Kampf setzen wir konkrete, unmittelbare Kampflosungen ins Zentrum der Agitation,
die die garrze Arbeiterklasse betreffen und die den l,t/eg einer Kl-assenantwort aufzeigen

- Für eine massive Arbeitszeitverkürzung, für die 4O-Std-l,t/oche in Richtung 38-Std.
bei voll-em Lohnausgleich in aflen Verträgen und auf gesetzlicher Ebene.

- Für die Herabsetzung der Jahres- und Lebensarbeitszeit, 5 \,t/ochen Ferien für alle,
Pensionj-ervng 62/60 und ä la carte.
- Für die Erhaltung der vollen Kaufkraft der Lohnabhängigen. Wir fordern den automa-
tischen rückwirkenden Teuerungsausgleich und die Indexierung aller Rentenleistungen.
Gegen den Sozial-abbau und di-e Erhöhung des Militärbudgets, gegen alle Steuergeschenke
an die Reichen und die Unternehmer, für eine Sondersteuer auf hohe Einkommen, Gewinne
und Erbschaften. I,t/ir zeigen, dass trotz der Krise immer noch bei den entscheidenden
Kreisen genügend Geld vorhanden ist.
- Besonderes Gewicht legen wir auf Forderungen, die die Richtung zeigen im Kampf gegen
die Folgen der Arbei-tslosigkeit und den Verlust von Arbeitspläzzen. Dabei fordern

davon aus, dass sich die schweizerische Arbeiterklas-
befindet. Hauptaufgabe lst dle Verteidigung der bisheri-
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wir einen Ausbau der Arbeitslosenkasse und deren Finanzierung durch die Unternehmer
und die Verbesserung der Berufsbildungs- und Umschulungsmöglichkeiten durch die Schaffung
von öffentlichen Lehrwerkstätten. Die Forderungen unserer Initiati-ve stellen wir dabei
ins Zentrum,um das Unternehmermonopol in diesem Bereich zu brechen.
- Ein besonderes Augenmerk muss in dieser Situation auf die kantonalen und national-en
1,t/irtschafts- oder Arbeitsbeschaffungsprogramme gelegt werden. lilir wenden uns grundsätz-
lich gegen alle Programme, die die Umstrukturierung und den Arbeitsplatzverlust mit
Steuergeldern fördern oder das Militärbudget erhöhen. Gegenüber den andern Projekten
fordern wir, dass sie der direkten KontrolLen durch die Gewerkschaften und Betriebskom-
missionen unterstellt werden. Sie sollen nur gewährt werden, wenn die Gewerkschaften
bei den Empfängern ihre minimalen Rechte wahrnehmen können, die Arbeitszeit reduziert
wird und die Erhaltung a11er Arbeitsplätze garantiert ist. Dazu fordern wir gewerkschaft-
liche Kontrolle über sämtliche Zuwendungen und ihre Anwendung.
Ein besonderes Gewicht }egen wir in unserer täglichen Agitation auf die Verteidigung
der schwachen Schichten innerhalb der Arbeiterklasse, namentlich der Frauen und der
Gastarbeiter und spezieller Forderungen, womit ihre Interessen verteidigt werden müssen:

- Die kommenden Jahre werden geprägt sein durch den Versuch des Bürgertums, die Errungeg-
schaften der Frauen rückgäingig zu machen und aIle weiteren Reformprojekte diesbezüglicN
zu stoppen. V/ir treten entschieden gegen den Versuch auf, die Abtreibung zu erschweren
und wenden uns entschieden gegen Ja-zum-Leben und versuchen, das Recht auf Abtreibung
und deren Finanzierung durch die Krankenkassen gesetzlich abzusichern. Gleichzeitig
werden wir eine breite Kampagne für die Mutterschaftsschutz-Versicherulg führen. Neben
diesen Auseinandersetzungen auf allgemei-n politischer Ebene ist es ebenso wichtig,
in der Tagespolitik mit konkreten Forderungen gegen die Diskriminierung der Frauen
anwesend zu sei-n. ldir wenden uns überalf gegen die Politik, I'Zweitverdienerinnen"
zuerst zu entlassen. l,t/ir setzen uns ein für eine strikte Anwendung des Rechtsgleichheits-
paragraphen der Verfassung bezüg1ich Löhnen und Arbeitsplätzen. Dies heisst aber auch,
dass wir uns gegen Manöver wenden, die das Bürgertum diesbezüg1ich mit der 10. AHV-Revi-
sion machen wi11.
- In der Immigrationsfrage wenden wi-r uns gegen afle Massnahmen, die eine Verstärkung
der Einwanderungs- und Fremdenpolizeikontrolle bedeuten. Dies bedeutet, dass wi-r gegen
die allgemein verbreitete Stabil-isierungsforderung auftreten. üiir wenden uns gegen
die Politik, zuerst die Immigranten zu entlassen. Gleichzeltig versuchen wir aber
auch, positive Forderungen zu entwickeln:
Vol,1e Rechte alJer Immigranten in der Sozialversicherung, Abschaffung der Sonderstatute'
Lehrwerkstätten auch für lmmigrantenkinder, für das Recht entfassener Immigranten,
in der Schwei-z zu bleiben. In diesem Sinne präzisieren wir unsere Forderung für die
voll-en gewerkschaftlichen und politischen Rechte der Irnmigranten.
Sowoht bezüglich der Frauen wie auch der Irnmigranten kommt der Forderung eines Minimal-
lohnes eine besondere Bedeutung zu. Es ist die einzige Möglichkeit, um den Lohndruck
zu brechen, den die Unternehmer mit den billigen und sozial schwachen Arbeitskräften
ausüben können.
Auf der glelchen Ebene wie diese Sofortforderungen setzen wir uns für die Ziele der
breiten gesellschaftfichen Bewegungen ein. Der Stopp aller AKVJs, die Entwicklung von
Al-ternativenergien ohne Energiesteuer, der Kampf gegen jede Einschränkung der demokrati-
schen Rechte und gegen die zunehmende Ueberwachung und gegen die Ausweitung der Militär-
diszlplin werden dabei im Zentrum stehen.
Entscheidend i-n dieser Situation ist es, dass erste Teife der Arbeiterklasse in direkte
Aktlon übergehen können. Dies ist das wichtigste Mittel, um weitere Teile aus der
Passivität und Niedergeschlagenheit herauszureissen und von der Möglichkeit zu überzeu-
g€o, dass l,tJiderstand möglich ist. Von diesen l,tliderstandsaktionen wird es abhängen,
ob unsere unmittelbaren wie auch umfassenden Verteidigungslosungen eln breiteres
Echo finden werden. Vor a1lem in der Phase eines leichten \,tiirtschaftsaufschwungs in
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der nächsten Zeit müssen wir zu verhindern versuchen, dass di-e Hoffnungen auf eine
Verbesserung der Situation der Lohnabhängi-gen nicht zu weiterer passivität missbraucht
wird, sondern zur Aktivität führt. I'Holen wir uns zurück, was man uns in der Krise
genommen hat" muss dann die parol_e lauten.
Um noch so minimale Aktionen, die zustande kommen entwickeln wir ein Maximum an unter-
stützungsarbeit und propagieren i-hre Methode und ihre Ziele. Dies ermög1icht, weitere
Kreise von der Möglichkeit eines solchen Vorgehens zu überzeugen. Wir müssen durch
in den entscheidenden Ballungszentren der Arbeiterklasse so verankert sein, dass wir
nicht nur die Auseinandersetzung mi-t der reformistischen Mehrhej.tsführung an Ort führen
und eine Neuorganisation ej-nleiten, sondern, dass wir möglichst auch die ersten Aktivi-
täten fördern können. Im gleichen Sinne beteiligen wir uns an aLl-en breiten gesellschaft-
lichen Bewegungen und propagieren ihre Forderungen in der organisierte Arbeiterklasse.
Für das Zustandekommen erster Aktionen und für eine Ausrichtung, womit wir bei breiten
Kreisdn von Lohnabhängigen ein Echo finden können, war und wj-rd di-e Stärke unserer
Partei von vomangiger Bedeutung sein. l,r/ir sind nicht nur eine Kraft, die Aktionen
einleiten und breiter abstützen kann, sondern wir müssen auch in brei-ten Kampagnen

jztgen, dass es für die Lohnabhängigen einen Ausweg aus der kapitalistischen Krise
-l.bt, der unabhängig von den Profitbedingungen und vom bürgerlichen Staat verl-äuft.
Diese Kampagnen beschränken wir nicht nur auf die Propagierung der Sofortforderungen.
Wir zeigen dabei auch die Möglichkeit umfassender antikapitalistischer Forderungen.
Diese knüpfen wir an die Sofortforderungen und an den üli1len eines Teifes der Lohnab-
hängigen, aktiv zu werden an. Dabei zeigen wir, dass es Lösungen für die probleme
gibt' die die Mehrheit für immer dringender hält, sofern man bereit ist, über die
Profitlogik hinauszugehen. Mit unserer Kampagne in der Uhrenindustrie über die Schaffung
gines öffentlichen Trusts durch die Enteignung der Uhrenindustrie, mit unserer Kampagne

, mit unserer Kampagrre für ehe Alternu.tirr. ,.r*
Akw-Bau haben wir dafür beispielhafte Vorarbeit geleistet. Di; Erarbeitung eines Aktions-
programms der Partei, das solche Stossrichtungen in einigen wichtigen Fragen urnfasst,
soll hier ansetzen und weltergehen.
\,t/ichtlg ist j-n der allgemeinen Krise, dass wir alle Fragen und Auseinandersetzungen
möglichst auch auf die Ebene einer konkreten Strategieausei-nandersetzung innerhalb
der Arbeiterbewegung bringen. Nur so kann verhindert werden, dass die ersten Diffe-
renzierungen nicht von der reformistischen Mehrheitsführung demagogisch aufgefangen
werden und damit der Demoralisierung anheim gegeben werden.2lt
34- Im Herz unserer Intervention steckt der Kampf für die Arbeiterelnheitsfront. Dj-eses

ErfordernisgründetaufderNotwe'digk"ipii"1
wird: Man muss sich zusammenraufen, um Widerstand zu leisten. Dabei handelt es sich
nicht nur um die Verwirklichung einlger punktueller Einheitsakti-onen. Das Ziel, das
wir auch in unserer Propaganda herausstreichen müssen, besteht darin, eine wirkliche
gemeinsame Front der Arbeiterparteien und der Gewerkschaften zu bi-lden - in der unmittel-
baren Aktion wie auch bezüglich aller sozialen und poJ-itischen Auseinandersetzungen,
in denen di-e Arbeiterklasse angesichts des bürgerlichen Angriffs steht.
So könnte eine für die Lohnabhängi-gen glaubwürdige Kraft entstehen, die auch fähig
wäre breitere Schichten von Lohnabhängigen und Jungen anzuziehen.
.P+.._n---t:l"t"eitsfront 1st infol-gedess,gn- ir1gh.! _9_i_nfach ein AktiolemillS,l:,'_ae.Ldefn_eUgh
eij1*Pgl:-!lglcs-zj-.eI. rm visier sind die älgä"-ta"dig"" r"t;;sen der Arbeiterklasse,
ihre Klassenunabhängigkeit im Gegensatz zur Kollaborationspolitik oder zum Alllanzsystem
(das meistens wahftechni-scher Natur ist) von poch, pdA und pSA.
Dj-ese Ausrichtung auf die Einheitsfront ist selbstverständl-ich keine Vorbedingung
für Einheitsakti-onen. Wir gehen immer von der Notwendigkeit aus, das Maximum an Kräften
zusammenzubringen - selbst wenn sie noch so bescheiden sind - um gemeinsame Ziel-e
zu verwirkl-ichen. Das Wesentliche ist, dass diese Einheiten in Aktionen ausmünden,
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wo die Lohnabhängigen sich wiederfinden können und die sich an die Gesamtheit aller
Arbeiterorganisationen richten.
l/ir wissen aber, dass die bekannten politischen Differenzen andauernd ein Bremsklotz,
wenn nicht sogar ein Hindernis für die Verwirklichung von Einheitsaktionen sind, so

mini-mal die Zielsetzung auch ist. Die Verwirklichung der Einheitsfront erfordert deshalb
eine systematische politische Auseinandersetzung, wobei die Initiative der revolutionären
Partei- eine wesentliche Rolle spielt. Diese Initiative erfordert konkrete Forderungsvor-
schläge, die Fähigkeit, a1s Partei selbst in Aktion zu gehen, um andere Kräfte mitzureis-
sen, und schlussendlich eine offene, unsektiererische politische Debatte mit andern
Strömungen.

35. Das erfordert ein genaues Angehen der andern Organisationen der Arbeiterbewegung'
um sie in die Auseinandersetzung einzubeziehen, und nicht einfach den Kampf für

die Einheitsfront auf eine sterile marktschreierische Propaganda zu reduzieren.
a) Das Platzen des Pols POCH-PSA-PdA legt auseinanderstrebende Kräfte frei., bedeutet
aber auch eine Oeffnung. Die gemeinsame Aktion mit diesen Parteien hat gezeigt, dass

wi-r zusammen handeln können und fähig sind, fnitiativen zu ergreifen, die in der Arbei--.
terbewegung den Anfang einer Einheitsfront verwirklichen.Unser Angehen geht von dieseri'
perspektive aus und nieht von einer Bündnispolitik, wie diese Parteien sie sehen"
Bei der Poch geht es darum, diese Partei für systematischere Elnheitsaktionen gegen

die Sparpolitik und für die zentralen Anliegen der Arbeiterklasse zu gewinnen. Eine
solche Einheit wäre tatsächlich wirkungsvoller, um die politischen Kräfteverhältnisse
zu ändern, a1s irgendwelche ttlahlabsprachen mit irgendwelchen Umweltschützlern. Sie
würde eine gemeinsame Aktivität sowohl- in Richtung breiter Bewegungen wie auch in
Richtung der organisierten Arbeiterbewegung erlauben. Das erfordert eine klare Diskussion
mit der Poch über die Klassenpositionen, die wir verteidigen wollen, wie auch über
eine unsektiererische Haltung gegenüber der SPS.

Die Oeffnung in der PdA sollte es möglich machen, dass sie ihr sektiererisches Gehabe

aufgegeben wird und dass sie sich diese an gemeinsamen antikapitalistisehen Einheitsak-
tionen beteiligt, statt mit ihrer Parteilinie der "Volkssammlungrr immer wieder auf
eine allgemeinen Front wartet und gegenüber der SPS und dem SGB in passiver Abwartehal-
tung verharrt.
Ei-ne gemeinsame Arbeit mit den Gewerksc,--ftlern dieser Partei ist diesbezüglich ausseror-
dentlich wichtig. In der internationalistischen Arbeit müssen wir die Vorschläge für
gemeinsame Aktionen kombinieren mit einer ernsthaften Diskussion über die internationa-r'-
Linie dieser Partei und einer Bilanz des Stalinismus.
b)Die Isolierung der Immigration lastet schwer auf der Möglichkeit, eine wirkl-iche
Arbeitereinheit aufzubauen. Dieses Hindernis zu überwinden wird lange dauern. Die
SAP ist gegenwärtig die einzige poli-tische Kraft, die in diesem Punkt an ihreni Inter-
nationalismus festhäl-t. tr/ir müssen festere Verbindungen zu den Immigrationsparteien
knüpfen und sie systematisch in unsere Einheitsfrontpoliti-k einschliessen. Das i-st
eine der unmittelbaren Bedingungen, um der Spaltungslogik zu begegnen, die durch die
Arbeitslosigkeit noch verstärkt wird.
c) Die Gruppierung der Kräfte für die Aktion beschränkt sich aber nicht auf die Parteien
der Arbeiterbewegung und wir machen aus der Einheit mit ihnen keine Vorbedingung für
die Ei-nheit mit andern Kräften. Im Gegenteil. h/ir wenden uns an all jene, die einverstan-
den slnd mit einer gemeinsamen Aktion und wir setzen al-les daran, sie auch dafür zu

gewinnen, gemeinsam in Richtung Arbeiterbewegung zu wirken, um dle Einheit zu erweitern.

36. Die Kfassen- und Regierungskollaboration von SPS und SGB bleibt das Haupthindernis
für eine gemeinsame Antwort der Lohnabhängigen und ihrer Organisationen. Unsere

Antwort auf dieses Problem darf sich nicht darauf beschränken, diese Politik zu entlar-
ven, sondern muss auch beginnen, den Weg einer Afternative für die gesamte Arbeiterbewe-
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gung aufzuzeigen. Dies umso mehr, a1s der bürgerl-iche Druck die SPS und die Gewerk-
schaftsführungen immer mehr in die Klemme bringt und die arbeiterfeindfichen Auswirkungen
ihrer Kolfaborationspolitik immer offener zum Ausdruck bringt.
Unsere allgemeine Antwort i-st die der Einhei-tsfront, wobei wir aber auf einer Frage
insistieren: "Vereinigt eure Kräfte mit den Lohnabhängigen und nicht mit den Unternehmern
und ihrer Regierungl Respektiert nicht die, die euch auch nicht respektieren, brecht
die Regierungskollegialität oder die Verhandlungsgeheimni-sse ! " Der Sinn dieser Propaganda

-verbunden mit konkreten Aktionsvorschlägen - besteht darin zu zeigen, dass die von

den Arbeitern/innen Gewählten, die NotabeJn und dle Gewerkschaftsführer, verantwortlich
sind gegenüber den Arbeitern/innen und nlcht gegenüber dem Klassengegner. Diese Propagan-
da muss immer abgestützt werden auf eine Entlarvung der Regierungs- und Unternehmerpoli-
tik, der wir die Verteidigung der Lohnabhängigen gegenübersetzen.
Der Auszug der SPS aus der Regierung bekommt i-n diesem Rahmen einegrössere Aktualität.
Eingeklemmt vom Bürgertum und fest verhangen mit den bürgerlichen Institutionen, hat
die SPS zwei Möglichkei-ten: Entweder zieht sie den Kopf ein und schweigt oder sie
verteidigt sich im Namen ihres I'Anspruchs auf Regierungssitze". Das eine wie das andere
verstärkt die politische Auswegslosi-gkeit der Arbeiterbewegung. Wenn die Angriffe

f es Bürgertums kommen, und die SPS dann ihren Sermon los}ässt, spitzen wir unsere
Propaganda folgendermassen zu: "Tretet aus dieser bürgerlichen Regierung aus, verteidigt
die Interessen der Lohnabhängigen".

37. Unsere Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit spielt eine entscheidende Rol1e in der
ganzen Ausrichtung auf die Einheitsfront.Die mangelnde oder wachsende Fähigkeit

der Gewerkschaften auf die Unternehmer- und staatliche Offensive zu antworten, bleibt
in der heutigen Situation entscheidend.Mit den schwachen Erfahrungen und den schwachen
Organi.sationen auf dieser Ebene besteht kei-ne Aussicht, dass hi-er schnelle Aenderungen
eintreten. Die vorrangigen Aufgaben, die wir 1n den Gewerkschaften anzupacken vorschfa-
gen, werden diktiert durch die Entwicklung der Unternehmeroffensive. .i.,s-.Lgen, werden diktiert durch die Entwicklung der Unternehmeroft-ensive {'.s-.\
Um diese vorr gh' .lf9 -te-iJrgg n*-
A *die Cr-ew*erkq-qhaflen-au--släthen-od-er !I!9{9r au-fzulauen.

t.€

i-Z_Ualle-"e_"st geht es dabei d3rum, 1!nen eine Aktj-onsfähigkeit zu geben, ohne die es
t 

53,-r* rnöglich ist, eine breitere Unterstützung 1u-eer1innl".lng9"-!-.d*eu-!-eJ-aber 
auch*

eii-re Scb].acht für. rrie \rer:stänkung -de.f_-Q.ey1_e*4<E_g|gfl"qe-$g*ne!-f_9. Die Differenzierungen,
die sich i-m Apparat zeigen können, die Oeffnung in Richtung Druck-Operationen, müssen

(--'tr alIe ausnützen, um konkrete Mobilisierungsziele vorzuschl-agen. \denn die Lähmung

total ist, können wir die Initiative von aussen entwickeln, um zu zeigen, dass es

Kräfte gibt, die bereit sind zu handeln.
Das grösste Problem. -{eg_p,_rsh" dabe-i,^-st,el-l-t, .iE!__{i_9_Bi}Q-g1g*_y.9n Albgiterkadern, dj-e

ein6-?6Ete und dauerhafte Basis i-n Betrieb und Gewerkschaften bilden können. Daher

seEien sich ss s"ic.h-das-*g"e-r,rrelKs--Qb_g{l1*f*-cjg_ jls-qb9-irlp:r-1m-!e!d-eb

"5E]9!91-aufgeb.qr.rtwerden'WoeSnochkeinegibt-.Diecefffipunktue11enMobifisierungen,wiesiedieGewerkschaftsbürokratie
vorzuschlagen beginnt - meistens ohne Folge - besteht darln, dass sie sehr schnel]
die Aktivisten entmutigen, da keine unmittefbare ResuLtate zu erwarten sind. Unsere
Arbelt muss diesem Problem grosse Aufmerksamkeit schenken. Selbst in den minimalsten
Forderungen müssen wir auch Mittel vorschlagen, die der Organisierung dienen. Diese
Mittel müssen helfen 1ängerfristig zu handeln, Erfahrungen zu machen, in denen sich
auch bewährte neue Gewerkschaftskader herausbilden können.
Die Betriebskornmissj-onen, der Einschluss von Unorganisierten in die Akti-on, momentane

Kommissionen der Gewerkschaften für Frauen oder Immigranten si-nd heute sefbst in den

gelähmtesten Gewerkschaften ein Instrument für die Gruppierung von neuen Kräften.
Bei einer grösseren Oeffnung in der Gewerkschaft oder vor ej-ner landesweiten Auseinander-
setzung z.B. urn einen Vertrag können sich die Aktivistengruppen um gewerkschaftliche

-21,-



Forderungen herum ausweiten.
Dlese Arbeit fordert von der Partei:
- Eine regelmässige, selbständige Propaganda in Richtung der wichtigsten Betriebe'
die unsere Vorschläge angesichts der Krise verbreitet und die erklärt, was eine Gewerk-
schaft machen kann und Beispiele dafür aus andern Städten oder andern Sektoren gibt.
- Die Verstärkung unserer Präsenz am Arbeitsplatz und ein Anfang einer Arbeiter-
rekruti-erung.
- politische Kampagnen, die sich in unsere Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit einreihen"
Darnit kann die SAP mithelfen, das Kräfteverhältnis gegenüber den Unternehmern zu verän*
dern.

I. Der Aufbau der SAP der Aufbau der 4. Intefnationale

38. Die SAP ist eine kfeine aber aktive und aktionsfähige Kraft. Sie kann nicht nur
eigenständige politische Vorschläge machen, sondern auch selbstäindig Aktionen

einleiten. Diese Fähigkeiten werden in der komnenden Zeit entscheldend für den Aufbau
sein. Angesichts der Passivität und Kapitulation der Führung der Arbeiterbewegung
können wir damit auch zu einem bescheidenen aber wichtigen Anziehungspol für die kleinen
aber umso wichtigeren Kräfte werden, die einen Ausweg aus dieser Situation suchen
und selbst in Aktion gehen wollen. V/ichtig für uns ist, nicht nur mit diesen Kräften
zusammen zu agieren, sondern sie auch zu rekrutieren. Unser Rekrutierungsslogan muss

sein: Komm in die SAP, wir sind die einzige Organisation der Arbeiterbewegung' wo

du mit andern Aktionswilligen eine Abwehr des bürgerli-chen Angriffs vorbereiten kannst"
Die Steigerung der Rekrutierung und damit der Aktionsfähigkeit ist auch eine wichtige
Möglichkeit, um dem Druck zu widerstehen, der entsteht durch die Passivität der Arbeiter-
kJasse im Moment des Angriffs. Dieser Druck lastet auf der ganzen Linken und äussert
sich i-m Extremfall im "Adieu ans Proletariat". ü/enn wir aber unsere Aktionskraft stei-
gern, wächst auch unsere Fähigkeit, mit allen verstreuten Teilen, die sich in der
Arbeiterklasse zu bewegen beginnen, in Kontakt zu kommen. Wir können sogar für beschräink-
te Kräfte in andern Arbeiterorganisationen zu einem Anziehungspol werden. Steigerung
der Aktionsfähigkeit darf aber nicht blinder Aktivismus bedeuten, der unsere Kräfte
schnell erschöpft. Steigerung der Aktionsfähigkeit heisst Konzentrieren unserer geringen
Kräfte auf gezielte Aktionen, wo möglichst viel Kraft der Partel geballt eingesetzt -

wird, ansetzen dort, wo die Aktion möglichst wlrksam wird und vor allem Rekrutierung
neuer Kräfte.

39. Diese Art des l,r/achstums führt zur Entwicklung von auseinanderstrebenden Kräften
i-n der Partei, wenn wir nicht gleichzeitig a1le Anstrengungen unternehmen, den

innern Zusammenhaft fortwährend zu stärken. Die Mittel-, die uns zur Verfügung stehen
und die massiv angewendet werden müssen, sind folgende:
Regelmässige Basisschulungskurse, Kaderkurse zur Stärkung der Zellen-, Sektions- und

PArtei-leitung, Entwicklung einer programmatischen und theoretischen Diskussion in
der Partei und innerhalb der gesamten Linken.
Gleichzeitig muss die Fählgkeit, zentrafe Kampagnen

nach innen und nach aussen verbessert werden. Dabei
und muss dementsprechend eingesetzt werden.

40. Um mit den aktionsbereiten Kräften zusammenzutreffen und sich an ihrer Auseinander-
setzung mit der Mehrheitsführung zu beteiligen, ist es unabdingbar, dass die SAP

ihre Anstrengungen verstärkt und sich in den Kernschi-chten des Proletarlats weiter
verwurzelt. Unsere Erfahrung in der Uhrenindustrie während der ersten Entfassungswelle

zu führen und die Propagandatätigkeit
ist die Zeitung unser Hauptinstrument
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im Sommer 1982 hat gezeigt, wie entscheidend diese Verwurzelung nicht nur für die
eigene Aktionsfähigkeit und die Auseinandersetzung mit SP und Gewerkschaftsführung
ist. Sie ist auch wi-chtig, um das Vertrauen der Aktivisten/innen zu gewinnen und sie
zu rekrutieren. Dazu ist die Verwurzelung erfahrener Parteikader nach wi-e vor eine
wichtige Voraussetzung, um längerfristig mit neu rekrutj-erten Kräften zusammenarbeiten
zu können und sie auch über eine Phase erzwungener I'Ruherr hinweg in der Partei halten
zu können.

41. Eine der wichtigen kompakten Schichten, die nicht voll den Integrati.onsmechanisrnen
der Klassenkollaboration unterliegen und die am stärksten von der Unternehmeroffen-

sive getroffen wi-rd, ist die Immigration. Die Aktionsbereitschaft ist nach wi-e vor
bei einer grossen Zahl ihrer Aktivisten/innen vorhanden, findet aber angesichts der
Blockierung der Gewerkschaften kaum eine Möglichkeit, sich auszudrücken. Der Immigration
gegenüber können wir beginnen, a1s bescheidener aber aktiver Pol zu erscheinen. Zudem
sind wir di-e einzj-ge Partei der Schweiz, dle vollumfänglich programnatisch auf die
Interessen der Immigranten eingeht. Aus diesem Grund dürfen wir unsere Immigrationsarbei-t
nicht auf eine Propaganda gegen den Schweizer Imperialismus und seine Ausbeutung der

€lstarbeiter beschränken. Mi-t der Verstärkung dieser Propaganda müssen wi-r auch alle
Anstrengungen unternehmen, die Partei in der Imrnigration zu verankern.

42. Im gleichen Ausmass wie die Verwurzelung in den Kernschichten des Proletariats
und in der Immigration gehört auch die Femminisierung der Partei zu den ständigen

Aufgaben. Im Masse, wie wir f?ihig sind, unsere Leitungen auf alfen Ebenen zu femminisie-
ren und gleichzeitig eine femministische sozialistische Arbeit zu machen, können wir
auch aktive Frauen aus der Frauen- und Gewerkschaftsbewegung gewinnen. Dafür muss
in der Arbeit nach aussen und nach innen sichergestell-t werden, dass der Kampf gegen
die Unterdrückung der Frauen ein Hauptanliegen unserer Partei und alJer ihrer Mitglieder
ist.

43. Die SAP hat seit dem letzten Kongress eine selbsttindige RSJO aufgebaut, die mit
unserer Partei und der 4. Internationale politisch solidarisch ist. Dies entbindet

unsere Partei nicht von der systematischen Jugendarbei-t. Die Mitglieder der Partei
müssen zu den vorwärtstreibenden und aufbauenden Kräften der RSJO gehören. Ihr Beitrag
zum Aufbau muss in all-en fnstanzen der Partei regelmässig diskutiert und abgestützt

-Rrden.

44. Für den Aufbau der SAP in einem imperialistischen Land, wo die Kl-assenkämpfe wenig
entwickel-t sind, und wo i-n der Arbeiterbewegung eine überwiegend nationalistisch-

chauvinistische Tradition besteht, ist die Mitgliedschaft bei einer revolutionären
Internationafe nicht nur nützlich sondern notwendig. Aus diesem Grund legen wir ein
Gewicht auf unsern Beitrag und unsere Beteiligung als aktive Sektion der 4. Internatlo-
nafe. Die Entwicklung der Solidarltätsbewegung mlt der zentralamerikanischen Revol-ution
und auch die Soli.daritätsarbeit für Solidarnosc zeigen, dass die 4. International-e
trotz ihrer Schwäche die ei-nzige Kraft ist, die gleichzeitig solche Aufgaben anpacken
kann. Diese Fähigkeit beruht auch auf dem Programm, das sich die 4. Internationafe
j-n ihrer Geschichte erarbeitet hat. Di-e Verteidigung dieses Programms und seine Anwendung
in der täglichen Arbeit, wi-e wir es mit diesen beiden Solidaritätskampagnen in letzter
Zeit versucht haben, sind unabdingbar für einen Aufbau einer starken Arbeiterinternatio-
nafen. Mit unserer täglichen Arbeit und durch die Stärkung der Internationalen in
programmatischer und organisatorischer Hinsicht können wir verstärkt auf die Kräfte
einwirken, di-e berei-ts heutemlt dem Kapitalismus und der stafinistischen Bürokratie
in Osteuropa im Tageskampf gebrochen haben.
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